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Die Entwicklung von neuen Produkten,
Verfahren oder Dienstleistungen ist meist zeitauf-
wändig und teuer. Ärgerlich für die Unternehmen,
wenn die Ergebnisse ihrer Entwicklungsarbeit dann
innerhalb kürzester Zeit von anderen nachgeahmt
und zu Geld gemacht werden. Allein in der deut-
schen Wirtschaft  entstehen jährlich etwa 25 Milliar-
den Euro Schaden durch die Nachahmung von
Produkten. 
Das ist zunächst noch nicht verwerflich, denn der so
genannte „sklavische Nachbau“, das heißt die origi-
nalgetreue Nachahmung zum Beispiel einer Maschi-
ne oder eines Werkzeuges ist in Deutschland – wie
in den meisten anderen Ländern auch – grundsätz-
lich erlaubt. Gleiches gilt für Produkt- oder Ver-
fahrensverbesserungen oder für die Benutzung von
Marken und Zeichen. Will sich also jemand wirksam
vor seinen Wettbewerbern schützen, so bleibt ihm
nur der Erwerb von staatlich garantierten Schutz-
rechten. Diese sichern ihrem Anmelder für eine be-
grenzte Zeit ein alleiniges Benutzungsrecht zu und
schützen ihn somit vor unkontrollierter Nach-
ahmung.
In Deutschland werden folgende Arten von gewerb-
lichen Schutzrechten erteilt:
- Patente und Gebrauchsmuster für technische Er-
findungen;
- Geschmacksmuster für Farb- und Formgestal-
tungen;
- Chip-Schutz für Topografien mikroelektronischer
Halbleitererzeugnisse;
- Sortenschutz für Pflanzensorten und deren
Bezeichnungen;
- Marken für Waren- und Dienstleistungsbezeich-
nungen, geschäftliche Bezeichnungen und Her-
kunftsangaben.
Die genannten Schutzrechte können beim Deut-
schen Patent- und Markenamt (DPMA) angemeldet
werden, mit Ausnahme des Sortenschutzes.
Letzterer ist beim Bundessortenamt zu beantragen.
Sollen die Innovationen oder Marken auch im
Ausland geschützt werden, so kann das national in
den einzelnen Ländern erfolgen oder zum Beispiel
durch eine europäische Patentanmeldung. Auch ist
es inzwischen möglich, europäische Gemeinschafts-
marken und europäische Gemeinschaftsgeschmacks-
muster zu beantragen.
Unternehmen, die regelmäßig neue Produkte, Ver-
fahren oder Dienstleistungen entwickeln, sollten
über eine längerfristig angelegte Schutzrechtsstrate-
gie verfügen und auch regelmäßig die Schutzrechts-
aktivitäten ihrer Wettbewerber verfolgen. Existenz-
gründer sowie kleine und mittlere Unternehmen, die
bisher noch nicht über eigene Erfahrungen mit
Erfindungsschutzrechten verfügen, können sich im
Rahmen der so genannten INSTI KMU-Patentaktion
ihre erste Patent- oder Gebrauchsmusteranmeldung
bezuschussen lassen.
Kontakt:
Industrie- und Handelskammer Dresden 
Dr. Peter Baumann 
Referent Technologie, Innovation,
Sachverständigenwesen
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Thema der nächsten Ausgabe:
Umwelt- und Verfahrenstechnik
3Thema: Gewerbliche Schutzrechte
Patente und Gebrauchsmuster als gewerbli-
che Schutzrechte schützen vor Nachahmung im Wett-
bewerb der Unternehmen. Mit der Erteilung eines
Schutzrechtes erhält der Inhaber ein zeitlich begrenz-
tes Recht zur alleinigen Herstellung, Anwendung und
Vermarktung, also ein Monopolrecht. Ohne Patente
und Gebrauchsmuster könnten Konkurrenten neue
technische Entwicklungen sofort übernehmen. Dieses
Monopolrecht garantiert auch ein Verbietungsrecht,
also die Möglichkeit, Dritten die gewerbliche Benut-
zung der Erfindung zu untersagen. Es ist nicht nur die
Herstellung, sondern auch der Vertrieb, also das An-
bieten und in Verkehr zu bringen und die Einfuhr aus
dem Ausland für Unberechtigte verboten.
Hier eine Gegenüberstellung wichtiger Kriterien der
beiden Schutzrechte Patent und Gebrauchsmuster.
Beim Patent wird eine erfinderische Tätigkeit, eine
wesentliche Weiterentwicklung zum vorhanden Stand
der Technik gefordert. Beim Gebrauchsmuster wird
„nur“ ein erfinderischer Schritt gefordert, eine kleine
Weiterentwicklung zum Stand der Technik. In beiden
Fällen aber auf jeden Fall eine Neuheit, wobei beim
Patent eine Weltneuheit gefordert wird. Hierzu ist
spätestens vor der Anmeldung eine Recherche in der
Patentliteratur empfehlenswert. Besser ist jedoch
schon eine Recherche vor Beginn der Entwicklungs-
arbeiten. Während technische Verfahren als Patent
angemeldet werden können, ist dies als Gebrauchs-
muster nicht möglich. Beim Patent erfolgt eine Prü-
fung auf materiell-rechtliche Schutzvoraussetzung.
Diese Prüfung ist innerhalb von 7 Jahren durch den
Anmelder zu stellen. Nach der Erteilung eines Paten-
tes können Berechtigte innerhalb von drei Monaten
nach der Erteilung Einspruch beim Patentamt einle-
gen. Beim Gebrauchsmuster erfolgt keine Prüfung
hinsichtlich einer Erteilung durch das Patentamt. Die
maximale Laufzeit eines Patentes beträgt 20 Jahre,
die eines Gebrauchsmusters 10 Jahre. Spätestens da-
nach stehen diese Schutzrechte zur freien Nutzung
durch Dritte zur Verfügung. Die amtlichen Gebühren
zur Aufrechterhaltung der Schutzrechte sind beim
Patent gegenüber dem Gebrauchsmuster wesentlich
höher. Die Vernichtung eines Patentes kann bei ent-
sprechender Voraussetzung durch eine Nichtigkeits- -
klage beim Bundespatentgericht erfolgen. Beim Ge-
brauchsmuster ist hier ein Antrag auf Löschung beim
Patentamt unter entsprechender Voraussetzung mög-
lich. Weiterentwicklungen können beim Patent als
Zusatzpatent angemeldet werden und sind dann bei
den Jahresgebühren gebührenfrei. Eine wesentliche
Besonderheit des Gebrauchsmusters besteht in der
sogenannten 6-monatigen Neuheitsschonfrist, d. h.
eine eigene Vorveröffentlichung wird, sofern Sie ma-
ximal 6 Monate seit dem Annmeldetag im Patent-
amt rückwirkend erfolgte, nicht als Hindernis für die
Eintragung  in die Gebrauchsmusterrolle gesehen.
Aus einer Patentanmeldung kann ein Gebrausmuster
abgezweigt werden. Sollte z. B. einer Patentanmel-
dung die erfinderische Tätigkeit abgesprochen wer-
den, so besteht hier die Möglichkeit im nachhinein
ein Gebrauchsmuster zu beantragen.
Diese Gegenüberstellungen, die hier nicht vollständig
vorgenommen wurden und nur die wichtigsten Fak-
ten berühren und im Detail noch einer Erläuterung be-
dürfen, können aber zur Beurteilung herangezogen
werden, welches Schutzrecht vom Anmelder auszu-
wählen ist. Aus taktischen Gründen ist auch die
gleichzeitige Anmeldung eines Patentes und eines Ge-
brauchsmusters möglich. Sicherlich sollte im Einzelfall
auch ein Fachmann zu Rate gezogen werden, da die
Praxis eine Vielzahl von Möglichkeiten zulässt. Mit
den gewerblichen Schutzrechten kann man sehr viel
Geld ausgeben, es kann aber auch eine wesentliche
Sicherheit für das Unternehmen geschaffen werden.
Auch in kleinen Unternehmen lohnt sich der Aufwand
hinsichtlich der Erstellung von betrieblichen Schutz-
rechtskonzeptionen, die die grundlegende Strategie
im Unternehmen festhalten sollte.                       
Ilberg & Weißfloh
Patentanwälte







> Wettbewerbsvorteile sichern durch:
Patente und Gebrauchsmuster
„Das umfassende System des gewerblichen Rechts-
schutzes kann in hervorragender Weise die marketing-
politischen Aktivitäten der deutschen Unternehmen
unterstützen.“ 





Unsere Sozietät mit drei Patentan-
wälten arbeitet seit über 10 Jahren in
Deutschland und ist im Auftrag unse-
rer Mandanten international mit Kor-
respondenzanwälten in über 60 Län-
dern verbunden. 
Die technischen Schwerpunkte der






Neben den vier gewerblichen Schutz-
rechten (Patent, Gebrauchsmuster,
Marke und Geschmacksmuster) natio-
nal und international, werden in der
Sozietät auch Probleme des Lizenz-
rechts, des Urheberrechts und des
unlauteren Wettbewerbs bearbeitet.
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Büro Dresden, Krenkelstraße 3, 01309 Dresden
(Foto: Lippert, Stachow & Partner)
Obwohl ein rechtlicher Schutz der Marke
ab einer gewissen Bekanntheit auch ohne eine
Eintragung wirksam entstehen kann, ist es in jedem
Fall ratsam, eine Marke eintragen zu lassen und sich
die Priorität seines Rechtes damit nachweislich zu
sichern.
Mit der Registrierung einer Marke spannt der Un-
ternehmer frühzeitig einen Schutzschirm, unter dem
sich die eigenen betrieblichen Leistungen sukzessive
entwickeln können. 
Im folgenden sollen einige Grundsatzfragen angeris-
sen werden, die Markenanmelder beachten sollten,
wenn sie sich für die Registrierung eines Zeichens
entschieden haben. Die sogleich deutlich werdende
Vielfältigkeit der Problemfelder zeigt, dass hierbei
eine besondere Umsicht geboten ist.  
Markenschutz ist heute längst nicht mehr das Pri-
vileg großer Wirtschaftsgiganten. Auch kleinere
Unternehmen und Einzelpersonen kommen als
Markeninhaber in Frage. Gleichzeitig variieren
damit aber auch stärker die individuellen Bedürf-
nisse der Markenanmelder. Die Schutzmöglichkei-
ten, die das moderne Markenrecht offeriert, sind
immens. Wort-, Bild-, Hör-, 3D-, ja sogar Ge-
schmacks- und Geruchsmarken sind heute grund-
sätzlich schutzfähig. Nicht jede Markenform ist
jedoch stets in gleichem Maße geeignet, um die
jeweiligen Zielsetzungen des Anmelders optimal
umzusetzen. Auch die Frage des angestrebten
Marktsegmentes ist ein entscheidender Faktor für
die markenstrategische Grundsatzplanung. National,
multinational, global? Nicht immer ist es erforder-
lich, die ganze Bandbreite an nationalem, internatio-
nalem oder europäischem Markenschutz auszu-
schöpfen. Der richtige Ansatz sollte lauten: So viel
Schutz wie nötig – so viel Kosteneffizienz wie mög-
lich.
Wirtschaftsräume sind endlich. Neue Markenan-
melder treffen auf Inhaber älterer Kennzeichen. Mit
der Nutzung eines Markenzeichens, das ohne eine
sorgfältige Recherche hinsichtlich bestehender
Rechtspositionen gewählt wurde, kann man sich
leicht Verletzungsansprüchen Dritter ausgesetzt
sehen. Hier gilt es, bestehende Freiräume für ein
Zeichen auszuloten, was regelmäßig nur durch eine
gründliche Kennzeichenrecherche geschehen kann.
Das Eintragungsverfahren selbst beginnt mit der
Einreichung der Anmeldeunterlagen einschließlich
eines korrekten, auf die eigenen Bedürfnisse zuge-
schnittenen Waren- und Dienstleistungsverzeichnis-
ses. Markenzeichen unterliegen hinsichtlich ihrer
generellen Eintragungsfähigkeit einer strengen amt-
lichen Prüfung. Nicht jedem Zeichen wird die
Eintragung gestattet. Oft können durch diesbezügli-
che Fehlentscheidung die getätigten Aufwendungen
für eine Markenanmeldung oder gar ganze Ge-
schäftspräsentationen zunichte gemacht werden. 
Mit der Erlangung einer Marke sollten die Bemü-
hungen des Markeninhabers aber nicht enden. Viel-
mehr gilt es, das erworbene Recht zu verteidigen. In
beängstigendem Maße hat in den letzten Jahren die
Produkt- und Markenpiraterie zugenommen. Nur
bei regelmäßiger „Pflege“ bleibt die Marke das
Wertobjekt, welches sie darstellt. 
Beachtet man die strategischen Planungsaspekte bei
der Markenerlangung und scheut man zudem auch
nicht die Aufwendungen einer aktiven Marken-
pflege, so kann sich eine Marke, die anders als z.B.
ein Patent beliebig fortgeführt werden kann, zu
dem entwickeln, als das sie gelegentlich bezeichnet
wird: ein Diamant unter den gewerblichen Schutz-
rechten.                                                      
> Diamonds are forever – Marken auch.
Markenschutz verbessert die Perspektiven 
für das eigene Unternehmen 
Kontakt:
LIPPERT, STACHOW & PARTNER
Patentanwälte – Rechtsanwälte – 
European Patent and Trademark Attorneys
Krenkelstraße 3
01309 Dresden
Tel.: +49-351-31 81 80 
Fax: +49-351-3 18 18 33
E-Mail: dre@pateam.de
http://www.pateam.de
Unter einer Marke versteht man ein Kennzeichnungsmittel für Produkte
und Dienstleistungen. Die stets wachsenden Anmelderzahlen belegen es –
Gründe für die Registrierung einer Marke gibt es viele und sie wiegen
schwer: Mit Markenrechten können Unternehmen räumliche und sachliche
Exklusivität für die Erkennungsindikatoren ihrer Produkte oder ihres
Betriebes erlangen und sich so entscheidende Wettbewerbsvorteile
sichern. Mit einer Marke positioniert ein Unternehmen seine Leistungen
unübersehbar, einzigartig und damit zugleich in unverwechselbarer Weise
auf dem Markt. Über Marken kann heute werbestrategisch mit Kunden auf
nationalem und internationalem Niveau kommuniziert werden. Marken-
rechte bieten Aktiv- und Passivschutz vor Störungen durch andere Markt-
teilnehmer. Schließlich wird der Aufbau einer erfolgreichen Marke in Zeiten
zunehmenden Konkurrenzdruckes immer mehr zum Erfolgsfaktor der
gesamten Marktaktivitäten eines Unternehmers. Gleichzeitig stellen starke
Marken einen realen betrieblichen Vermögenswert dar.
Wir sind eine Partnerschaft aus Pa-
tent- und Rechtsanwälten mit einer in
das Jahr 1856 reichenden Tradition.
Unsere überregionale Sozietät mit
europäischer Präsenz und dem Zu-
griff auf ein Netzwerk weltumspan-
nender Kontakte bietet alle relevan-
ten Anwaltsdienstleistungen zum
effektiven Schutz geistigen Eigen-
tums. Hierzu zählen insbesondere
Beratungsleistungen im Patent- und
Gebrauchsmusterrecht, Arbeitnehmer-
erfinderrecht, Markenrecht, Design-
recht, Wettbewerbsrecht und Urhe-
berrecht auf deutscher, europäischer
und internationaler Ebene, einschließ-
lich der Realisierung, Aufrechter-
haltung und Verteidigung von Schutz-
rechten aller Art, der Vertretung vor
Ämtern, Behörden, Gerichten und
Schiedsgerichten, der Erarbeitung von
Schutzrechtsstrategien, der immateri-
algüterrechtlichen Vertragsgestaltung
sowie der Erstellung von Recherchen
und Gutachten
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> Internationaler Gewerblicher Rechtsschutz
Der weltweite Schutz von geistigem Eigentum – 
die internationale Patentanmeldung
Prinzipiell lassen sich Auslandsschutzrechte
über einzelne nationale Anmeldungen oder über so
genannte regionale Übereinkommen oder über inter-
nationale Anmeldungen im Rahmen der Weltorgani-
sation für geistiges Eigentum (WIPO) erreichen. 
Internationale Patentanmeldung nach dem PCT
(Patent Corporation Treaty)
Ausgangspunkt ist zumeist die Anmeldung einer
Erfindung zu einem deutschen Patent. Innerhalb von
12 Monaten nach dem Anmeldetag ist sodann eine
Anmeldung in anderen Ländern auf der Basis der
deutschen Prioritätsanmeldung – gestützt auf das
Prioritätsrecht der Pariser Verbandsübereinkunft
(PVÜ) oder auf das TRIPS-Abkommen im Rahmen
der Welthandelsorganisation (WTO) – möglich. 
Um den Zeitpunkt der so genannten Nationalisierung
mit dem Erwerb von kostenintensiven Einzelschutz-
rechten in den gewünschten Zielländern so weit als
möglich hinauszuschieben, und um Zeit zu gewinnen
für die Prüfung der kommerziellen Verwertbarkeit
und der materiellen Schutzfähigkeit einer Erfindung,
kann man eine internationale Patentanmeldung
nach dem PCT-Vertrag bei der Weltorganisation für
Geistiges Eigentum einreichen. 
Das Verfahren zur Erlangung eines internationalen
Schutzes nach dem PCT-Vertrag gliedert sich in eine
erste internationale Anmeldephase mit Formalprüfung
und Rechercheverfahren und eine zweite regio-
nale/nationale Prüfungsphase, die mit der Erteilung
des Patents abschließt. Unter Umständen ist noch eine
Phase der vorläufigen internationalen Prüfung
zwischengeschaltet. Mit der Einreichung einer interna-
tionalen Patentanmeldung verlängert sich die Frist von
12 Monaten für die Entscheidung zur Patentanmel-
dung in den Zielländern auf 30/31 Monate bis zur
Nationalisierung bzw. Regionalisierung der Patentan-
meldung. Diese Zeit „erkauft“ man sich durch die inter-
nationale Patentanmeldung nach dem PCT-Vertrag.
Der PCT-Weg ist sinnvoll, wenn entweder Zeit gewon-
nen und/oder eine Vielzahl von Ländern mit dem Pa-
tent erreicht werden soll, und er hält dem Patent-
anmelder die Option auf einen Patentschutz in zurzeit
130 Staaten offen. Wenn so schnell als möglich in weni-
gen Ländern Schutz erreicht werden soll, dann sollte
sofort national oder regional angemeldet werden. 
Innerhalb des PCT-Weges können sowohl regionale
Patente, wie das Europäische Patent (EP) für eine
Vielzahl von europäischen Ländern, das ARIPO-
Patent und OAPI-Patent für eine Reihe von afrikani-
schen Ländern und das Eurasische Patent (EA) für
Staaten der ehemaligen Sowjetunion als auch natio-
nale Patente beantragt werden.
Die regionalen Patente werden nach einer gemeinsa-
men Prüfungsphase und der Erfüllung der nationa-
len/regionalen Erfordernisse mittels Validierung des
regionalen Schutzrechtes auch auf die nationale Ebe-
ne überführt.
Bei der Erarbeitung der Anmeldestrategie muss be-
achtet werden, dass gewünschte Zielländer, die
nicht PCT-Vertragsstaaten sind, innerhalb der 12-Mo-
natsfrist erreicht werden müssen. Zu diesen Ländern
gehören unter anderem Malaysia, Taiwan, Thailand,
Saudi-Arabien und Argentinien. 
Fazit: Ein Schutz durch Patente, Marken oder
Geschmacksmuster entsteht in den einzelnen Ländern
auf nationaler Ebene und ist sehr kostenintensiv. Auf
welchem Wege und in welchen Ländern ein Schutz
erlangt werden soll, ist durch eine sorgfältige Analyse
der wirtschaftlichen oder strategischen Interessen des
Schutzrechtsanmelders zu bestimmen. Der Patentan-
walt sollte in den Entscheidungsfindungsprozess recht-
zeitig mit einbezogen werden, um die Innovationen
der Unternehmen kosteneffizient und interessenge-
recht zu sichern.                                               
Kontakt:








Auch mittelständische Unternehmen müssen mehr und mehr in ausländischen Märkten
agieren. Häufig werden wir als Patentanwälte deshalb mit dem Wunsch unserer
Mandanten nach einem weltweiten Schutz für deren Erfindungen, Marken und
Geschmacksmuster konfrontiert. Wenig bekannt ist, dass es einen vollständigen welt-
weiten Schutz nicht gibt und dass beispielsweise eine große Patentfamilie, die durch
Schutz einer Erfindung in mehreren Ländern entsteht, sehr kostenaufwändig und für die
meisten mittelständischen Unternehmen auch nicht interessengerecht ist. Eine patent-
anwaltliche Beratung ist gerade im internationalen Gewerblichen Rechtsschutz unab-
dingbar, um Fehlinvestitionen in teure ausländische Schutzrechte zu vermeiden.
Den Wunsch nach weltweitem Schutz mit einem einzigen Schutzrecht können wir Patent-
anwälte unseren Mandanten nicht erfüllen. Stattdessen müssen wir nüchtern feststellen,
dass ein Schutzrecht territorial grundsätzlich nur in einem Land auf nationaler Ebene
Wirkung entfaltet. Ausnahmen bestehen für Gemeinschaftsmarken und Gemeinschafts-
geschmacksmuster, welche einheitlich für die gesamte europäische Union wirken.
Kanzleiprofil:
Als Team vertreten und beraten wir
unsere Mandanten auf dem gesam-
ten Gebiet des nationalen und inter-
nationalen Gewerblichen Rechts-
schutzes vom Patent- und Gebrauchs-
musterrecht über das Markenrecht,
das Geschmacksmusterrecht bis hin zu
Lizenzvertragsrecht und Verletzungs-
streitigkeiten. 
Die inhaltlichen Schwerpunkte der
erfolgreichen und effektiven Schutz-
rechtsarbeit bestimmen sich dabei
nach der fachlichen Qualifikation des
Patentanwaltes. Unsere Kanzlei be-
treut Mandanten auf den Gebieten
des allgemeinen Maschinen- und
Apparatebaus, der Verfahrenstechnik,
der Elektrotechnik, der Chemie, der
Biotechnologie und der Bioverfah-
renstechnik.
x
Die Grafik zeit die Vernetzung von 
nationalen, regionalen und internationalen
Schutzsystemen. 
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... So war und ist es offensichtlich nur
möglich, auf nationalem Wege das überalterte, in
formeller Hinsicht sehr aufwändig zu realisierende
Gesetz einer Reform zu unterziehen, die insbeson-
dere darauf gerichtet sein sollte, im Interesse von
Arbeitnehmer und Arbeitgeber Bedingungen zur
Förderung erfinderischer Leistungen der Arbeitneh-
mer zu schaffen und den Nährboden für Rechts-
streitigkeiten zu minimieren.
Allerdings ist es mit der Gesetzesänderung, die am
7. Februar 2002 in Kraft trat, nicht gelungen, das
ArbNErfG grundlegend zu reformieren. Im Wesent-
lichen wurden lediglich die §§ 42 (Besondere
Bestimmungen für Erfindungen an Hochschulen)
und 43 (Übergangsvorschrift) neu gefasst, der frü-
here § 44 (Anhängige Verfahren) wurde aufgeho-
ben, da er durch Zeitablauf überholt war. 
Mit der Neufassung des § 42 ArbNErfG wurden
grundlegende Änderungen im Bereich der bisher
geltenden besonderen Bestimmungen für Erfindun-
gen von Hochschullehrern und Hochschulassisten-
ten wirksam. Die wichtigsten gesetzlichen Neuerun-
gen werden im Folgenden kurz kommentiert.
Jede Erfindung, die ein angestellter Hochschul-
beschäftigter gemacht hat, ist dann rechtzeitig, in
der Regel zwei Monate zuvor, dem Dienstherrn
anzuzeigen, wenn er beabsichtigt, seine Erfindung
der Öffentlichkeit vorzustellen. Diese Frist ist not-
wendig, um vor der Offenbarung der Erfindung
über die Inanspruchnahme entscheiden zu können.
Wenn der Hochschulwissenschaftler von seinem
verfassungsgemäßen Recht auf Geheimhaltung sei-
ner Forschungsergebnisse Gebrauch macht, ist er
aufgrund seiner Lehr- und Forschungsfreiheit nicht
verpflichtet, seine Erfindung dem Dienstherrn zu
melden. Allerdings besteht die Meldepflicht dann,
wenn er zu einem späteren Zeitpunkt beabsichtigt,
seine Erfindung – beispielsweise innerhalb eines
Vortrages oder Aufsatzes – offen zu legen.
Meldepflicht besteht ebenfalls, wenn Erfindungen
innerhalb von Forschungsvorhaben, die aus Dritt-
mitteln finanziert werden, entstanden sind, da diese
Forschungsvorhaben zu den Dienstaufgaben eines
Angestellten im Hochschuldienst gehören.
Studierende, Doktoranden und Gastwissenschaftler
sind freie Erfinder, da sie in der Regel keine Hoch-
schulangestellten sind. Eine Ausnahme bildet das
Entstehen von Erfindungen im Zusammenhang mit
einer Tätigkeit an einer Hochschule im Teilbeschäf-
tigungsverhältnis. 
Den Regelungen des § 42 unterliegen ebenso
Erfinder, die das in ihrer Diensttätigkeit erlangte
Wissen nutzen, um Nebentätigkeiten auszuführen.
Bei Inanspruchnahme der Erfindung durch den
Dienstherrn kann dieser auf seine Kosten und in sei-
ner Inhaberschaft die schutzrechtliche Sicherung
durchführen. Der Erfinder hat dennoch das nicht-
ausschließliche Recht zur Benutzung der Erfindung
im Rahmen seiner Lehr- und Forschungstätigkeit.
Bei Verwertung der Erfindung hat der Erfinder
Anspruch auf 30 % der Bruttoverwertungsein-
nahmen durch die Erfindung.
Mit dieser Gesetzesänderung ist es zwar gelungen,
Änderungen im Hochschulbereich durchzusetzen,
allerdings dürfte dadurch auch in diesem Bereich
keine wesentliche administrative Entlastung einge-
treten sein. Die geplante grundlegende Reform des
Arbeitnehmererfindungsrechtes stagniert, weil bis-
her kein Grundkonsens zu den wesentlichen
Eckpunkten einer Reform mit den Arbeitgeber- und
Arbeitnehmervertretern herbeigeführt werden
konnte. 
> Patentanwältin Ursula Schmidt informiert zur
Reform des Arbeitnehmererfinderrechts 
mit Gesetzesänderung vom 18. Januar 2002
Kontakt:




Tel.: +49-351-20 38 961
Fax: +49-351-20 51 672




von Patentanwältin Dipl.-Ing. (FH) 
Ursula Schmidt:
- Beratung im deutschen, europäi-
schen und internationalen Pa-
tent-, Marken- und Geschmacks-
musterrecht sowie Vertretung,
Bearbeitung, Betreuung und Ver-
teidigung gewerblicher Schutz-
rechte
- Durchführung von Schutzrechts-
recherchen aller Art
- Beratung auf dem Gebiet des
Arbeitnehmererfinderrechts
- Vertragsgestaltung, z. B. auf dem
Gebiet des Lizenzrechtes
- Vertretung in Verfahren vor Äm-
tern und Gerichten
Patentanwältin Dipl.-Ing. (FH) 
Ursula Schmidt
• Ingenieurstudium auf den Gebieten Elek-
trotechnik und elektronische Bauelemente
• Postgraduales Hochschulstudium auf dem
Gebiet des gewerblichen Rechtsschutzes
• Seit 1990 zugelassene deutsche Patentan-
wältin, registrierte europäische Patentan-
wältin und europäische Markenanwältin
• Gründung einer Patentanwaltskanzlei in
Sozietät mit weiteren Patentanwälten
• Ab 1991 mehrjähriges Vorstandsmitglied
der Patentanwaltskammer als Interessen-
vertreterin insbesondere der Patentanwäl-
te der neuen Bundesländer
• Jetzt in eigener Patentanwaltskanzlei tätig
in bürogemeinschaftlicher Zusammenar-
beit mit Frau Patentanwältin Dipl.-Chem.
Sieglinde Zieger
• Kooperation und Zusammenarbeit mit
Patent- und Rechtsanwälten im In- und
Ausland
• Tätig bzw. vermittelnd tätig auf allen Ge-





Seit vielen Jahren sind die Fachkreise bestrebt, das seit dem 25. Juli 1957
rechtsgültige Arbeitnehmererfindungsgesetz (ArbNErfG) grundlegend zu refor-
mieren. Daraus resultierende Versuche, das Arbeitnehmererfinderrecht EU-weit
zu harmonisieren, sind bislang daran gescheitert, dass die meisten EU-Mit-
gliedsländer keine sondergesetzlichen Regelungen kennen und Arbeitnehmer-
erfindungen als Arbeitsergebnis dem Arbeitgeber zuordnen. ...
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Eine Besonderheit von Patenten in der
Chemie ist der Stoffschutz. Dieser ist absolut, d. h.
er schützt den chemischen Stoff als solchen und
umfasst alle derzeit und zukünftig bekannten Ver-
wendungen. Der Stoffschutz ist auch für erstmals
aus der Natur isolierte Stoffe möglich, z. B. für das
aus dem roten Fingerhut isolierte Herzmittel Digi-
talis oder auch Insulin. 
Auch auf eine neue Verwendung (z. B. eine erste
oder zweite medizinische Indikation) eines bereits
bekannten Stoffes kann ein Patent erteilt werden.
Wenn der Stoff als solcher noch durch ein
Stoffpatent geschützt ist, kann dies zu einer Patt-
situation führen, da der Inhaber des Verwendung-
patents seine Erfindung nicht ohne die Zustimmung
des Stoffschutzinhabers nutzen darf. Umgekehrt
darf der Inhaber des Stoffpatents den Stoff nicht für
die neue Verwendung herstellen oder anbieten. Als
Ausweg aus dieser Pattsituation wurde seit 2005 die
Möglichkeit, eine Zwangslizenz bei derart abhängi-
gen Patenten zu erhalten, erleichtert.
Als Ausgleich für die langen Zulassungsverfahren
bei Arzneimitteln und Pflanzenschutzmitteln kann
für neue Wirkstoffe der Patentschutz um maximal
5 Jahre verlängert werden. Damit für Arzneimittel
vermehrt Kinderzulassungen beantragt werden, ist
geplant, unter definierten Vorraussetzungen den Pa-
tentschutz um weitere 6 Monate zu verlängern. 
Ob Diagnose- und Therapieverfahren patentfähig
sind, ist häufig eine Frage der Formulierung des Pa-
tentanspruchs, da nur Verfahrensschritte, die am
menschlichen oder tierischen Körper direkt durch-
geführt werden, von der Patentfähigkeit ausge-
schlossen sind. 
Um das Kriterium der Wiederholbarkeit zu erfüllen,
muss die Erfindung anhand der Patentschrift für
einen Fachmann nachvollziehbar sein. Die Wieder-
holbarkeit kann z. B. nicht gegeben sein, wenn die
Erfindung nur mit Ausgangsmaterialien ausführbar
ist, die für einen Dritten nicht frei verfügbar sind
(z. B. eine Zelllinie, die nur im eigenen Labor verfüg-
bar ist). In solchen Fällen kann die Wiederholbarkeit
durch eine spezielle Hinterlegung von Mikroorganis-
men oder Zellen bei einer Zellkultursammlung gesi-
chert werden. Diese muss jedoch unbedingt vor
Patentanmeldung erfolgen.
Obwohl schon Louis Pasteur 1873 in den USA ein
Patent auf eine Hefe erhielt, und Insulin im Jahre
1923 patentiert wurde, gerieten biotechnologische
Patente erst mit den wissenschaftlichen Entwicklun-
gen der letzten Jahrzehnte und der EU-Biopatent-
richtlinie in die Diskussion. Die Richtlinie wurde im
Februar 2005 in weiten Teilen Eins-zu-eins in deut-
sches Recht umgesetzt. Ein Kompromiss – die Ein-
schränkung des Stoffschutzes für Sequenzen, die mit
natürlichen, menschlichen Genen übereinstimmen,
machte die Einigung möglich. Diese Einschränkung
gilt jedoch nur für nationale deutsche Patente. Vor
dem Europäischen Patentamt ist weiterhin ein
Stoffschutz für menschliche Gensequenzen möglich. 
Eine reine Entdeckung, wie z. B. die erstmalige Be-
schreibung einer Gensequenz, ist jedoch keine Er-
findung. Eine Erfindung setzt eine technische Lehre
zum Handeln voraus. Daher muss für eine Sequenz
auch eine Funktion (z.B. codierend für einen Blut-
gerinnungsfaktor) und eine mögliche gewerbliche
Anwendbarkeit angegeben werden.
Grundsätzlich bleibt auch nach der Umsetzung der
Richtlinie weiterhin der gesamte Bereich der Bio-
technologie dem Patentschutz zugänglich, z. B.
Mikroorganismen, wie Hefe, aber auch höhere Orga-
nismen oder aus diesen isolierte Stoffe (Nukleinsäu-
ren oder Proteine, wie z. B. Insulin).                  
> „Investition in Wissen bringt immer noch die besten Zinsen.“  Benjamin Franklin











Die Dresdner Sozietät berät und ver-
tritt seit über 15 Jahren lokal und
international tätige Unternehmen
auf allen Gebieten des Gewerblichen
Rechtschutzes (Anmeldung und
Durchsetzung von Patenten, Mar-
ken, Designs; Hinterlegung von bio-
logischem Material; Gestaltung von
Lizenz- und F & E-Verträgen; Vertre-
tung bei Streitsachen, einstweiligen
Verfügungen, …).
Internationale Ausrichtung mit Part-








Weitgehend gilt, „was nicht geschützt ist“, darf nachgebaut werden. Chemische Produkte lassen
sich häufig leicht kopieren – manche biotechnologische Produkte, wie Mikroorganismen, können
sich sogar selbst vermehren. Ein effektiver Patentschutz ist deshalb in der Chemie, Pharmazie
und Biotechnologie außerordentlich wichtig. Ohne Patente ließen sich die hohen Produkt-
entwicklungskosten kaum amortisieren. Mögliche Kooperationspartner oder Geldgeber prüfen
daher genau, ob die zukünftigen Produkte ausreichend durch Patente abgesichert sind. Häufig
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Kontakt:








Das Projekt im Internet:
www.insti.de
1. Projektziele 
• Stärkung der Erfinderkultur in Deutschland 
• Festigung von Innovationstätigkeit und Wettbe-
werbsfähigkeit 
• Optimierte Anwendung von Schutzrechten 
• Verbessertes Know-how im Bereich Patentinfor-
mation 
2. Projektteilnehmer – INSTI-Dienstleister
Am Projekt (Netzwerk) nehmen deutschlandweit 40
Einrichtungen der Innovationsberatung und des
Technologietransfers (Institut der deutschen Wirt-
schaft Köln, Innovations- und Technologieagen-
turen, Transfereinrichtungen von Kammern und
Hochschulen, Einrichtungen der Fraunhofer-Gesell-
schaft und der Steinbeis-Stiftung, Informations-
vermittler, Patentanwälte, Technologiezentren) teil.
Die Auswahl der Teilnehmer erfolgte nach strengen
Kriterien durch BMBF, Projektträger und Projekt-
management. Neue Bewerbungen werden durch
das INSTI-Strategieteam bewertet.
3. INSTI INNOVATION e.V.
Zur Entwicklung und Qualitätssicherung von Dienst-
leistungen der Mitglieder des INSTI-Netzwerkes auf
den Gebieten des Innovationsmanagements, der
Erfinderförderung und der Innovationsverwertung
wurde im Jahr 2000 der INSTI INNOVATION e.V.
(Sitz Berlin) gegründet. 
4. Projekte des INSTI - Netzwerkes 
4.1. INSTI-Innovationsaktion
Das BMWi fördert die Inanspruchnahme nebenste-
hender INSTI-Innovationsdienstleistungen zu derzei-
tig 25 %. Nutzen haben davon KMU einschl. Hand-
werker in Deutschland, deutsche Firmengründer
sowie staatliche oder staatlich anerkannte deutsche
Hochschulen und außeruniversitäre Forschungs-
einrichtungen.
4.2. INSTI-KMU-Patentaktion
Das Projekt fördert seit 1996 Dienstleistungen, die
der erstmaligen Erlangung eines technischen Schutz-
rechtes im Inland und im Ausland sowie der
Vorbereitung einer effizienten Ideenverwertung die-
nen. (siehe folgende Seite).
4.3. INSTI-Verwertungsaktion / InnovationMarket
Der InnovationMarket bringt Innovationsanbieter
mit Innovationsnehmern (Unternehmen, Kapital-
geber) zusammen. Die Aktion ist ein Beitrag zur
Verwertung von Erfindungen.  
4.3. INSTI-Fachauskunft für Erfinder
Im Jahr 2004 wurde das neue Programm „INSTI-
Fachauskunft für Erfinder“ gestartet. Das BMWi för-
dert eine einmalige kostenlose Kurzberatung (max.
4 Stunden) durch einen INSTI-Partner für alle
Erfinder. 
4.4. INSTI-Erfinderclubs
Zu den frühesten Aktivitäten des INSTI-Netzwerkes
gehörte seit 1995 die Gründung und Betreuung von
INSTI-Erfinderclubs an Schulen, an Hochschulen, an
Einrichtungen der Bildung und Freizeitgestaltung
oder auch als eigenständiger e.V. 
Der jährlich ausgeschriebene Wettbewerb i hoch 3
prämiert im Team erarbeitete Erfindungen.
4.4. INSTI-Innovationstrainer
Ein Programm zur Schulung von Innovationsfach-
leuten in den Unternehmen.                           
> Von der Idee zum Produkt
INSTI® ist Deutschlands größtes Netzwerk 












Das Projekt INSTI® (Innovationsstimulierung) wurde 1995 vom Bundes-
ministerium für Bildung und Forschung (BMBF) initiiert und wird auf
Grund einer Neuorganisation der Bundesministerien seit 2006 vom
Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie (BMWi) gefördert. Alle
Bekanntmachungen und Richtlinien haben weiterhin Gültigkeit.
Projektträger ist das Forschungszentrum Jülich GmbH, Berlin. Das
Projektmanagement erfolgt durch das Institut der deutschen Wirtschaft
Köln (IW). Alle INSTI®-Angebote werden von einem bundesweiten
Netzwerk regionaler Partner umgesetzt. Dazu zählen Erfinderzentren,
Innovationsagenturen und Lizenzverwerter. INSTI®-Partner in Sachsen ist
seit Projektbeginn 1995 die BTI Technologieagentur Dresden GmbH.
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Die BTI Technologieagentur Dres-
den GmbH ist eine der Antrags-,
Befürwortungs- und Betreuungs-
stellen für die KMU-Patentaktion. 
Jährlich betreut die BTI ca. 300 Un-
ternehmen bzw. Firmengründer zu
Fragen der Schutzrechtsstrategie
und des Projektablaufes.         
Antragsberechtigte
- Unternehmen einschließlich Handwerksbetriebe
und Unternehmensgründer des produzierenden
Gewerbes und der Landwirtschaft,
- Produzierend im Sinne der KMU-Patentaktion
sind Unternehmen, die gemäß „Klassifikation der
Wirtschaftszweige-Ausgabe 2003” den Abschnit-
ten A (Landwirtschaft), C (Bergbau und Gewin-
nung von Steinen und Erden), D (Verarbeitendes
Gewerbe), E (Energie- und Wasserversorgung)
oder F (Baugewerbe) zugeordnet sind:
• mit Geschäftssitz und Produktionsstätte in
Deutschland,
• die die Kriterien der gültigen KMU-Definition der
Europäischen Kommission (ABl. EU Nr. L 124 S.
36 vom 20.Mai 2003) erfüllen,
• die Forschung und Entwicklung (FuE) selbst
betreiben oder betreiben lassen
• und die in den letzten 5 Jahren vor Antrag-
stellung (als Unternehmen bzw. der Gründer
unter seinem Namen) kein Patent oder Ge-
brauchsmuster angemeldet haben.  
Ziele des Projektes
• Abbau der in KMU vielfach noch bestehenden
Hemmnisse gegenüber dem Patentwesen sowie
Optimierung des Innovationsmanagements in
KMU.
• Steigerung der Anzahl qualifizierter Patent-
anmeldungen durch KMU
• Bessere Nutzung von Patentinformationen durch
KMU
• Verbesserung der Voraussetzungen in KMU für
die Patentverwertung.                                 
Ergebnisse
Durch das einfache und zügige Antrags- und
Bewilligungsverfahren hat dieses Programm seit
1996 nichts an seiner Attraktivität verloren. Es ist
ganz besonders für kleine Unternehmen, das Hand-
werk und Firmengründer geeignet, wie die nachfol-
genden Übersichten zeigen.    
> „Fahrpläne“ zur Patentanmeldung und -verwertung
INSTI-KMU-Patentaktion
Kontakt:








Das Projekt im Internet:
www.insti.de
Art der Förderung (gefördert vom BMWi)
Zuschuss 50 %, gegliedert nach Teilpaketen (TP), 
Teilpakete 1 bis 3 zwingend erforderlich.
Teilpaket Inhalt Förderfähige Kosten Fördermittel
TP 1 Recherche zum Stand der Technik 1.600 Euro 800 Euro
TP 2 Kosten-Nutzen-Analyse 1.600 Euro 800 Euro
TP 3 Patent- oder Gebrauchsmusteranmeldung beim
Deutschen Patent- u. Markenamt
4.200 Euro 2.100 Euro
TP 4 Vorbereitung für die Verwertung einer
Erfindung
3.200 Euro 1.600 Euro
TP 5 Gewerblicher Rechtsschutz im Ausland 5.400 Euro 2.700 Euro
gesamt 16.000 Euro 8.000 Euro
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> Dienstleister für Forschung und Wirtschaft:
Patentinformationszentrum 
der Technischen Universität Dresden
Das PIZ Dresden hat sich auf Schutz-
rechtsrecherchen spezialisiert. Diese können entwe-
der unter fachlicher Anleitung selbst im Recherche-
saal durchgeführt oder in Auftrag gegeben werden.
Hochqualifizierte Rechercheure mit ingenieurtechni-
scher und patentspezifischer Ausbildung stehen
dafür als Ansprechpartner zur Verfügung bzw. füh-
ren die Recherchen durch. 
Für die Schutzrechte Patent/Gebrauchsmuster, Mar-
ke und Geschmacksmuster stehen neben den frei
zugänglichen Internetdatenbanken kommerzielle
Datenbanken bereit. Letztere zeichnen sich durch
eine wesentlich größere Zuverlässigkeit, höhere
Komplexität bezüglich der Abfragemöglichkeiten,
eine deutlich bessere Transparenz von Daten und
Ergebnissen und einen größeren Umfang von nütz-
lichen Features gegenüber den freien Datenbanken
aus. Damit kann der zu recherchierende Daten-
umfang auf das spezielle Problem besser angepasst
und sinnvoll eingegrenzt werden. Die Auftraggeber
erhalten einen detaillierten Recherchenbericht. Die
Recherchendurchführung und die ermittelten rele-
vanten Ergebnisse werden kurz dokumentiert und
eine klare Übersicht über den recherchierten Zeit-
und Länderbereich gegeben. 
Die Nutzer im Recherchesaal werden von unseren
Spezialisten in die Recherche eingeführt. Sie haben
Zugang zu den Spezial-Datenbanken und können
während ihrer gesamten Recherchezeit unsere fach-
liche Betreuung und Beratung in Anspruch nehmen.
Bereits im ersten Gespräch wird geklärt, welche
Recherchen zweckmäßig sind: Handelt es sich um
Neuheits- oder um Verletzungsrecherchen oder soll
z. B. nur der Stand der Technik ermittelt werden. 
Für alle gewerblichen Schutzrechte werden Überwa-
chungen und begleitendes Monitoring angeboten.
Auch dafür erhält der Auftraggeber zu dem festge-
legten Zeitabschnitt jeweils einen Recherchenbe-
richt. 
Oft zeigt sich, dass eine Erfindung nicht oder nicht
nur ein technisches Problem lösen soll, sondern dass
auch eine Überprüfung eines Designs oder eines
Namens erforderlich ist. Der Ratsuchende erhält die
erforderliche Unterstützung sowie die Anmelde-
unterlagen. 
Zur Sicherung des Anmelde- bzw. des Prioritäts-
tages können Schutzrechtsanmeldungen im PIZ
rund um die Uhr (Nachtbriefkasten) zur Weiter-
leitung an das DPMA abgegeben werden. Dabei
kann der Erfinder Unterstützung beim Ausfüllen der
Antragsformulare erhalten. 
Treten rechtliche Probleme auf oder sind individuel-
le Beratungen erforderlich, werden für die wöchent-
lich im PIZ stattfindenden kostenlosen Erstberatun-
gen durch Patentanwälte Termine vergeben. 
Die wachsende Bedeutung des geistigen Eigentums
in der Wirtschaft, Forschung und in den Hochschu-
len spiegelt sich in der gestiegenen Nachfrage nach
Weiterbildungsveranstaltungen auf diesem Gebiet
wider. Bei  Vortrags- und Demonstrationsveranstal-
tungen sowie bei Vorlesungen schulten die PIZ-Mitar-
beiter jährlich ca. 1.100 Teilnehmer. Das Angebot
beinhaltet neben allgemeinen Einführungsveranstal-
tungen zu Schutzrechten auch spezielle fachliche
Thematiken. Damit wird den Naturwissenschaftlern
und den Ingenieuren ein Wissen vermittelt, was
einen Mehrwert in den Firmen schafft und insbe-










Tel.: +49-351-4 63-3 27 91








- Wie melde ich ein Patent oder eine Marke an?
- Wer kann mir bei der Anmeldung helfen und welche Voraus-
setzungen müssen erfüllt sein? 
- Sind Schutzrechtsrecherchen erforderlich? 
- Sind die öffentlich zugänglichen Datenbanken ausreichend? 
Das sind nur einige der vielen Fragen, auf die Forscher und Erfinder
aus klein- und mittelständischen Unternehmen (KMU), den
Hochschulen und Forschungseinrichtungen im Rahmen ihrer täg-
lichen Arbeit Antwort suchen. Die bundesweiten Patentin-
formationszentren (PIZen), anerkannte Kooperationspartner des
Deutschen Patent- und Markenamtes
(DPMA), dienen diesbezüglich als Anlauf-
stellen.
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Mit der Neugestaltung des Arbeitnehmer-
erfindergesetzes (in Kraft getreten am 7. Februar
2002) wurden die rechtlichen Rahmenbedingungen
für Erfindungen an den Hochschulen in grundlegen-
der Weise geändert. Dass Hochschulerfindungen
nunmehr „Diensterfindungen” sind und von der
Hochschule in Anspruch genommen werden kön-
nen, ist in der täglichen Praxis an der TU Dresden
umgesetzt und wird durch verschiedene Förder-
instrumente unterstützt. Hierzu sei auf die BMBF-
Verwertungsinitiative, das Sonderprogramm Patent-
förderung der TU Dresden und schließlich auf die
Zusammenarbeit mit der „Sächsischen Patentver-
wertungsagentur (SPVA)“ in der GWT-TUD GmbH
hingewiesen. 
Bei der Patentarbeit an der TU Dresden geht es
nicht nur um hohe Anmeldezahlen sondern vor
allem auch darum, die Erfindungen von Beginn an
aktiv zu verwerten. Um hier erfolgreich zu sein,
braucht es einen langen Atem und verlässliche
Partner. Seit dem Start der BMBF-Verwertungs-
initiative im Herbst 2001 betreibt die TU Dresden
unter Federführung des Sachgebietes Forschungs-
förderung und Transfer mit dem Patentinfor-
mationszentrum das Verwertungsgeschäft nicht
mehr allein, sondern gemeinsam mit der Sächsi-
schen Patentverwertungsagentur. 
So hat die TU Dresden im Jahre 2005 beachtliche
63 Erfindungen, vorwiegend aus den ingenieurtech-
nisch orientierten Disziplinen, zum Patent angemel-
det. Hinzukommen 11 internationale und 2 europä-
ische Patentanmeldungen. Damit bestätigt die TU
Dresden die hohen Anmeldezahlen der Vorjahre.
Allein 30 Prozent dieser Anmeldungen kommen aus
den Bereichen Biotechnologie und Medizintechnik,
die zu den Forschungsschwerpunkten der TU
Dresden  gehören. Einrichtungen wie die Institute
für Angewandte Physik, Nachrichtentechnik, Werk-
stoffwissenschaft, Energietechnik, Verarbeitungs-
maschinen, Landmaschinen und Verarbeitungs-
technik, Leichtbau- und Kunststofftechnik sowie das
Institut für Textil- und Bekleidungstechnik liefern
den größten Beitrag zum Erfindungsaufkommen.
Einige ausgewählte Erfindungen werden auf den
Seiten 12 bis 17 dieser Ausgabe des Dresdner
Transferbriefs vorgestellt. Diese Beispiele machen
deutlich, worin die Schwerpunkte der Patentarbeit
an der TU Dresden gesehen werden. Zunächst lei-
sten die eigenen Schutzrechte bei der Einwerbung
und Abrechnung von Drittmittelprojekten einen
konkreten Beitrag. Ein großer Teil der Erfindungen
entspringt Forschungsprojekten, die von der Deut-
schen Forschungsgemeinschaft, von der AIF, vom
Bund, vom Land Sachsen oder von Stiftungen geför-
dert werden. Regelmäßig gelingt es der TU Dresden
im Direktmarketing Lizenz- oder Patentkaufverträge
abzuschließen. Zur Beförderung von Ausgründun-
gen werden gezielt Erfindungen in das unternehme-
rische Konzept eingebracht. Dabei partizipiert die
Technische Universität Dresden in unterschiedlicher
Weise am wirtschaftlichen Erfolg der jungen
Unternehmen. Beispielhaft seien hier die Novaled
GmbH, Dresden Silicon GmbH sowie die mbm
Systems GmbH genannt.
Wie geht es weiter? Es gilt, den guten Ruf der TU
Dresden als „Patenthochschule“ zu verteidigen. Ziel
ist es, auch künftig mit einer aktiven Schutzrechts-
politik Innovationen zu generieren, zu sichern und
zu verwerten. Die Anstrengungen der TU Dresden,
sich als „Exzellenzhochschule“ zu profilieren, wer-
den damit wirkungsvoll unterstützt. Das Bundes-
ministerium für Wirtschaft und Technologie
(BMWi) beabsichtigt, die bisher vom BMBF getra-
gene Patentverwertungsinitiative über das Jahr
2006 hinaus unter geänderten Prämissen fortzufüh-
ren.                                                          
> Schutzrechte anmelden und verwerten:















Im Bemühen, den Wirtschafts- und
Wissenschaftsstandort Deutschland zu
sichern, ist es zwingend erforderlich,
Innovationen aus Hochschule und Uni-
versität in möglichst kurzer Zeit in Form
von Produkten und Verfahren auf den
Markt zu bringen.
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Tissue engineering ist ein modernes Ver-
fahren zur Gewinnung von funktionellen Ersatz-
geweben. Als Trägermaterial dienen hauptsächlich
azelluläre Matrices. Diese Scaffolds werden in vitro
(zelluläres Tissue engineering) oder in vivo mit
Zellen besiedelt. Im Falle des zellulären Tissue engi-
neering können Zellen zuvor durch Gewebebiopsien
von dem Patienten gewonnen und auf Matrices kul-
tiviert werden. Aus dem in vitro-entwickelten vita-
len Konstrukt entsteht nach Implantation in vivo
funktionelles Gewebe.
Das Gebiet des Tissue engineering fällt unter den
Oberbegriff der „regenerativen Medizin“. In der
Urologie befassen sich in Deutschland seit einigen
Jahren verschiedene Arbeitsgruppen mit Frage-
stellungen zum Thema Tissue engineering. 
In der Technischen Universität Dresden befasst sich
Frau Dr. med. Gouya Ram-Liebig mit dem Engine-
ering der unteren Harnorgane. Es wurden bereits
mehrere Verfahren zur Rekonstruktion des Harn-
röhren- und Harnblasengewebes entwickelt:
1.) Durch ein Verfahren kann aus kleinen Harnbla-
senbiopsien, die im Rahmen einer Harnblasenspie-
gelung gewonnen werden können, mehrschichtiges
Urothelium (Abb. 1) mit oberflächlichen Schirm-
zellen auf biologische Matrices kultiviert werden.
Die Beschichtung der Matrix mit diesen Zellen dient
dem Schutz vitaler Konstrukte gegen direkten
Kontakt mit Urin.
2.) Durch ein weiteres Verfahren kann die Matrix
mit glatten Muskel- und interstitiellen Zellen der
Harnblase beschichtet werden. Die proliferierenden
glatten Muskelzellen können unter Beibehalt ihres
differenzierten Phänotyps in die Matrix penetrieren
(Abb. 2). Durch die zusätzliche Kultur der intersti-
tiellen Zellen wird die Transmission der elektrischen
Impulse zwischen den Muskelzellen gewährleistet
und somit die kontraktile Funktion der Konstrukte
ermöglicht.
3.) Ein weiteres Verfahren beschreibt, wie organ-
spezifische, mikrovaskuläre Harnblasenendothel-
zellen aus kleinen Harnblasenbiopsien isoliert und
mit Hilfe von mesenchymalen Progenitorzellen zur
Gefäßbildung auf der Matrix induziert werden
(Abb. 3). Die Prävaskularisierung der Matrix dient
der Beschleunigung der regenerativen Prozesse
nach der Implantation, in dem die vitalen Kons-
trukte rechtzeitig mit Sauerstoff und Nutritiven ver-
sorgt werden. 
Die Arbeitsgruppe rückt daher der Rekonstruktion
des nativen Gewebes der unteren Harnorgane
immer näher und befindet sich auf dem Weg zur
Entwicklung vollständiger Organe. Sie ist nunmehr
dabei, an Tierexperimenten die vitalen Konstrukte
zu erproben. Diesbezüglich haben bereits erste
Tierversuche im großen Tiermodell (Schwein) statt-
gefunden. 
In diesem Zusammenhang sind die Schutzrechte der
Patente zur Erlangung von Investitionen (Förder-
mittel bzw. Risikokapital) zur kommerziellen Ver-
wertung von zukünftigen Produkten wie Harnröh-
ren- bzw. Harnblasengewebeersatz notwendig.     
> Am Universitätsklinikum Carl Gustav Carus entwickelt:
Tissue engineering unterer Harnorgane  
Kontakt:
Technische Universität Dresden
Klinik und Poliklinik für Urologie
Fetscher Str. 74
01307 Dresden







Die azelluläre biologische Matrix
wird von den glatten Muskelzellen
der Harnblase penetriert. 
Die positive Reaktion der Zellen
mit α-Glattmuskel-Aktin (braune
Farbe) deutet darauf hin, dass 






den, unter Induktion mit mesenchymalen Pro-
genitorzellen, tubuläre Strukturen innerhalb




Die Urothelzellen der Harn-
blase vermehren sich auf der
Oberfläche der azellulären 
biologischen Matrix und bilden
ein mehrschichtiges Konstrukt.
DE 10 2004 037 184.9
DE 10 2005 017 000.5
DE 10 2006 009 539.1
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Die Entdeckung neuartiger physikalischer Effekte eröffnet die Möglichkeit
innovativer technischer Anwendungen. Im Augenblick der Aufklärung streben
Naturwissenschaftler aber zugleich den Austausch mit Fachkollegen über die
Publikation der wissenschaftlichen Ergebnisse in internationalen Fach-
zeitschriften an. Um von einer technischen Verwertung für die weitere Arbeit
profitieren oder etwa durch Lizenzvergabe Forschungs- und Entwicklungs-
kosten decken zu können, ist eine rechtzeitige Schutzrechtsanmeldung erfor-
derlich. Ein Beispiel hierfür ist ein Ergebnis der Arbeit der ‚Selbstständigen
Nachwuchswissenschaftlergruppe Nanostrukturphysik‘ unter der Leitung
von Dr. Dirk C. Meyer zu strukturellen Änderungen von Kristallen. Die
Begleitung durch eine Schutzrechtsanmeldung erfolgte durch das Sachgebiet
Forschungsförderung/Transfer der TU Dresden.
> Neues Konzept für die adaptive Optik, Datenspeicherung und Signalkonvertierung:
Gezielte Änderung 
der Kristallstruktur durch elektrische Felder
Die Kristallstruktur von festen Stoffen –
d. h. die regelmäßige Anordnung der Atome in
einem Gitter – kann durch die Methode der Rönt-
genstrahlbeugung (im Jahre 1912 von Max von
Laue und seinen Mitarbeitern erstmalig experimen-
tell nachgewiesen) vermessen werden. Wenn diese
Untersuchungen unter der Wirkung äußerer Ein-
flüsse – beispielsweise bei Änderung der Um-
gebungstemperatur – durchgeführt werden, können
die dadurch bedingten strukturellen Veränderungen
direkt mit atomarer Auflösung erfasst werden. Dies
ist essenziell, da die wesentlichen Materialeigen-
schaften auf der Skala der Atomabstände durch das
jeweilige Gitter festgelegt werden. 
An der TU Dresden wurden unter normalen Um-
gebungsbedingungen Röntgenbeugungsexperimen-
te an Einkristallen der Zusammensetzung SrTiO3
(Strontiumtitanat mit der kristallinen Ausgangs-
struktur des Perowskit) in elektrischen Feldern
durchgeführt. Dieses Material wird u.a. in Halb-
leiterbauelementen genutzt und ist dort der
Wirkung derartiger Felder ausgesetzt. Durch Über-
lagerung derartiger Felder im Röntgenbeugungs-
experiment konnte gezeigt werden, dass es möglich
ist, die Kristallstruktur in Abhängigkeit von der elek-
trischen Feldstärke gezielt zu beeinflussen. Es konnten
verschiedene Vertreter der sogenannten Ruddlesden-
Popper-Phasen (RP-Phasen) reversibel erzeugt wer-
den. Als Ursache dafür wird die Verschiebung von
ganzen Atomen im elektrischen Feld angesehen.
Eine erste technische Anwendung dieser strukturel-
len Umwandlung besteht in der Nutzung eines der-
artigen Kristalls als adaptives Element für Röntgen-
optiken, so u. a. als Monochromator mit elektrisch
variabel verstimmbarem Bandpassverhalten. Derar-
tige Komponenten werden z. B. in der Chip-Herstel-
lung für die Lithographie mit atomarer Auflösung,
an deren Grundlagen ebenfalls an der TU Dresden
gearbeitet wird, benötigt. Da nahezu alle physikali-
schen Eigenschaften von diesen reversibel herbei-
führbaren strukturellen Änderungen wesentlich
beeinflusst sind, stellt diese jetzt patentrechtlich
geschützte Anwendung nur ein Beispiel für neue
technische Konzepte dar. Unter Einbeziehung von
geringen Dotierungen, d. h. Zugabe geringster Men-
gen von Fremdatomen sowie von Mischkristall-
systemen, sollen die Änderungen und physikali-
schen Eigenschaften nun umfassend charakterisiert
und im Hinblick auf technische Anwendungen für
die Datenspeicherung mit höchster Speicherdichte
und die Signalkonvertierung entwickelt werden. So
wird erwartet, dass auch im Wellenlängenbereich
des sichtbaren Lichtes, das für die Signalübertragung
mit höchster Geschwindigkeit genutzt wird, eine
direkte Ankopplung an elektrische oder auch magne-
tische Signale an der Schnittstelle zu elektromagneti-
schen Systemen auf atomarer Skala möglich wird. Für
die Ausarbeitung dieser Ansätze wird die Koope-
ration mit industriellen Partnern angestrebt.        
Kontakt:













001-Reflexion) für einen SrTiO3-Kristall im
elektrischen Feld (elektrische Spannungen




Strukturmodelle von RP-Phasen. Die Sr-Ato-
me sind durch Kugeln dargestellt. Ti-Atome
sind in TiO6 – Oktaedern angeordnet (O-
Atome an den Ecken der Doppel-Pyrami-
den). Die RP-Phasen gehören zu einer homo-
logen Reihe mit der Zusammensetzung
SrO(SrTiO3)n, wobei sich SrTiO3-Schichten
mit einer Dicke von n kubischen Elementar-
zellen mit SrO-Schichten alternierend ab-
wechseln (SrTiO3 kann dann als ein ab-
schließendes Mitglied der Reihe mit n = ∞
angesehen werden). 
Patent DE 10 2004 058 035.9
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Die Entwicklung des TPRWs begann einst
an der Technischen Universität Dresden und wurde
gemeinsam mit dem ehemaligen Kombinat Wälz-
lager und Normteile sowie der Bad Düben
Werkzeugmaschinen GmbH (der heutigen Profiroll
Technologies GmbH) zur Produktionsreife geführt.
Der wirtschaftliche Anwendungsbereich des TPRWs
– welches heute Stand der Technik darstellt – er-
streckt sich im wesentlichen auf den Abmessungs-
bereich größer 100 mm Außendurchmesser und
umfasst überwiegend Außen- und Innenringe
(Wälzlagerringe, Getrieberinge) mit symmetrischer
Querschnittsform. Schwierigkeiten bereitet nach
wie vor das Walzen von asymmetrischen Ringpro-
filen, wie z. B. Kegelrollenlagerringen, von Ringen
mit komplizierter Querschnittsform (ohne Vorprofi-
lierung des Anfangsringes) sowie die Realisierung
rechtwinkliger Stirnflächen.
Als das in Abb. 1 gezeigte Verfahrensprinzip in den
80-er Jahren des vorigen Jahrhunderts zum Patent
eingereicht wurde, scheiterte die Patenterteilung an
der Entgegenhaltung einer Patentschrift vom Ende
des 18. Jahrhunderts (!). Bereits zu dieser Zeit hatte
ein Goldschmied das Grundprinzip des Verfahrens
zur Herstellung von Fingerringen schutzrechtlich
sichern lassen.
Patenterteilungen zum TPRW waren und sind aus
diesem Grund lediglich für Verfahrensmodifikationen
bzw. -erweiterungen sowie ausgewählte Detail-
probleme möglich. 
Eine solche Verfahrenserweiterung zur Lösung des
Aufweitkaltwalzens von Ringen mit asymmetrischer
Querschnittsform und Ringen mit rechtwinkligen
Stirnflächen, für die im Jahr 2004 das Patent DE 102
43 540 B3 „Vorrichtung zum Aufweitkaltwalzen von
profilierten Ringen“ erteilt wurde, soll hier vorgestellt
werden.
Notwendig ist in beiden vorgenannten Anwen-
dungsfällen eine axiale Führung des Ringes bzw.
eine axiale Kraftkomponente. Eine vom „Radial-
Axial-Ringwalzen“ – einem Warm- bzw. Halbwarm-
walzverfahren – bekannte und für das Kaltwalzen
modifizierte Werkzeugkonfiguration (siehe Abb. 2)
führte zwar zu guten Walzergebnissen, ist jedoch in
den derzeitigen Produktionsmaschinen der URWA-
Baureihe nicht integrierbar. Entwicklung und Bau
einer speziellen Maschine wären zu kostenaufwen-
dig. Aus diesem Grund wurden für die o. g. Anwen-
dungsfälle eine modifizierte Vorrichtung bzw.
Walzwerkzeuge entwickelt.
Die Stützrollen der erfindungsgemäßen Vorrichtung
weisen einen feststehenden inneren Teil und einen
um den feststehenden inneren Teil rotierenden
äußeren Teil auf, wobei die axial wirkenden Walzen
in einer Aussparung des feststehenden Teils vorge-
sehen sind. Der rotierende Teil der Stützrollen unter-
stützt den Walzdorn wie bisher in enger Nähe zu
den Ringstirnseiten. Gleichzeitig wird in seinem
Inneren Platz geschaffen für die Anordnung der
axial wirkenden Walzen und die Aufnahme der gro-
ßen auf sie wirkenden Kräfte in der Nähe ihres
Entstehungsortes durch den feststehenden inneren
Teil der Stützrolle. 
In der ersten erfindungsgemäßen Ausführung nach
Abb. 3 ist der rotierende äußere Teil der Stützrolle
ein Laufring und der feststehende innere Teil eine
Stützscheibe mit Achse. In der zweiten erfindungs-
gemäßen Ausführung nach Abb. 4 ist der rotieren-
de Teil der Stützrolle als Topf und der feststehende
Teil als Stützring ausgebildet. 
Die vorgestellte Lösung ist für alle – auch kleinere –
Firmen geeignet, die über Ringwalzautomaten her-
kömmlicher Bauart verfügen. Die Anwendung ist
äußerst einfach und kostengünstig.                    
> Patente im Zeichen der „Ringe“:
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Ideen, Ringe durch Kaltwalzen herzustellen (u. a. durch Aufweiten und
Profilieren) gibt es mittlerweile schon fast seit 100 Jahren. Zahlreiche
Patente, die unterschiedlichste Möglichkeiten hinsichtlich Verfahrens-
gestaltung und Werkstofffluss beinhalten, belegen das. Eine breite indus-
trielle Anwendung ging damit aus den unterschiedlichsten Gründen jedoch
nicht einher. Ein Comeback erlebten die o. g. Ideen Ende der 70-er Jahre, als
die Wälzlagerindustrie (einer der ersten potentiellen Anwender auf diesem
Gebiet) Untersuchungen vornahm und verschiedenartige Wirkprinzipe hin-
sichtlich ihrer Eignung für das Kaltwalzen von profilierten Ringen testete.
Mit der Entwicklung und Anwendung des Aufweitkaltwalzens (Tangential-
profilringwalzen - TPRW) wurde eine erfolgversprechende Alternative im

















Holz gewinnt angesichts der aktuellen Entwicklung auf dem Rohstoffmarkt als
regenerativer Energieträger, der auch in Mitteleuropa nutzbar ist, an
Bedeutung. Aus dem gesamten Holzsortiment sind es vor allem bisher nicht
genutzte Resthölzer, die für den Einsatz in Individualheizungen bis hin zu
dezentralen Heizwerken bis 5 MW (therm.) energetisch genutzt werden.
Größtes Problem in der Nutzungskette ist die jahreszeitunabhängige
Bereitstellung von feuchteoptimiertem Holzhackgut. Waldfrisches Holz weist
einen Wassergehalt von ca. 50 Ma.-% auf. Energieholz aus Kurzumtriebs-
plantagen (KUP) kann sogar Wassergehalte bis 65 Ma.-% aufweisen. Neben
emissionstechnischen Problemen und Belastungen für die Verbrennungs-
anlagen selbst bedeutet dies, dass der nutzbare Heizwert etwa um die Hälfte
reduziert ist.
> Aus dem Institut für Verfahrenstechnik und Umwelttechnik
Brennstoff aus Holz – Innovatives Verfahren 
zur Trocknung von Holzhackgut
Für die Trocknung von Holzhackgut auf
Restfeuchten kleiner 25 Ma.-% existieren bisher
keine technologischen Lösungen, die universell ein-
setzbar sind. Zwar sind im Zusammenhang mit holz-
verarbeitenden Betrieben technische Trocknungsan-
lagen denkbar, die mit Abwärme arbeiten, eine
Lösung für „die Fläche“ besteht damit nicht. Die als
natürliche Trocknungsverfahren bezeichneten Lö-
sungen, die Energieholz in großen abgedeckten und
unabgedeckten  Haufen trocknen, arbeiten sehr wit-
terungsabhängig. Insbesondere in den Zeiten, in
denen der größte Brennstoffbedarf zu verzeichnen
ist, herrschen für die natürlichen Trocknungsver-
fahren die ungünstigsten Bedingungen.
In der Patentanmeldung „Verfahren zur Trocknung
von Biomasse“ (DE 10 2004 285.0, 27.08.2004)
wird ein Verfahren beschrieben, mit dem Ener-
gieholz getrocknet werden kann und dessen
Vorzüge wie folgt dargestellt werden können:
- Witterungsunabhängigkeit
- Überwachbarkeit des Prozesses/reproduzierbare
Produktqualität
- Kein Erfordernis für ortsfeste Anlagen
- Verzicht auf den Einsatz externer Energie
- Ausführbar ausschließlich mit Standardmaschinen
- Mechanisierte Arbeitsschritte
- Kombination von Trocknung und begrenzter
Zwischenlagerung für größtmögliche Flexibilität
durch saisonal stark schwankenden Brennstoff-
bedarf
- Minimale Verfahrenskosten vor allem hinsichtlich
der Fixkosten
Die apparative Umsetzung ist in Abb. 1 dargestellt.
Das zu trocknende Hackgut wird zu einer Miete auf-
geschüttet, in die in bestimmten Abständen Luft-
führungen eingeschüttet werden. Der Sammlung
und Ableitung der Trocknungsabluft dienen die
Abluftdome und -rohre, eine Zuführung von Frisch-
luft erfolgt durch die Zuluftkanäle. Als Antrieb für
die Durchströmung wird bei waldfrischem Holz die
biochemisch bedingte Selbsterhitzung des Holzes
zielgerichtet genutzt. Damit läuft folgender Prozess
ab. Warme und feuchtegesättigte Abluft sammelt
sich in den Domen und wird durch natürliche Kon-
vektion durch kalte Frischluft über den Strömungs-
weg Zuluftkanal und Holzhackgut daraus verdrängt.
Solange im eigentlichen Gut Wärme produziert
wird, kommt es damit zu einer ständigen Durch-
strömung des zu trocknenden Holzes. Eine Trock-
nung über die Schwelle der Trockenstabilisierung ab
etwa 25 Ma.-% Wassergehalt erfolgt durch die Nut-
zung der im Holz gespeicherten Wärme. An-
schließend kann die Trockenmiete als zeitlich be-
grenztes Zwischenlager weiter genutzt werden,
woraus erhebliche logistische Vorteile resultieren.
Die Witterungsunabhängigkeit wird durch die im
Bild dargestellte Mietenabdeckung erreicht. Die bei
anderen Verfahren nicht mögliche komplette stoff-
und wärmedichte Abdeckung wird durch die defi-
nierten Lufteintritts- und Abluftaustrittsöffnungen
möglich.
Die beschriebene Trockenmiete lässt sich unter einer
Vielzahl von Randbedingungen nutzen. Diese rei-
chen von der anfallortnahen Errichtung auf unbefe-
stigten Flächen im Wald oder neben KUP bis hin zu
für Großproduzenten interessanten Lösungen, die in
einem Einbau der Mieten in speziellen baulichen
Einrichtungen bestehen. Angepasst an die jeweili-
gen Anforderungen wird eine optimale Gestaltung
der Mietenabdeckung vorgenommen. Aus ökono-
mischer und ökologischer Sicht stellt das entwickel-
te Verfahren ein Optimum dar. Die reinen prozess-
spezifischen Kosten liegen bei etwa 2 bis 5 € pro
Tonne Input. Abb. 2 vermittelt einen Eindruck vom
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Seit dem 1. Januar 2002 arbeitet an der TU
Dresden der Sonderforschungsbereich (SFB) 609
mit dem Titel Elektromagnetische Strömungsbe-
einflussung in Metallurgie, Kristallzüchtung und
Elektrochemie. Das dem SFB zugrunde liegende
Forschungsgebiet, die Magnetofluiddynamik
(MFD), beschäftigt sich mit der kontaktlosen Wech-
selwirkung  zwischen elektromagnetischen Feldern
und den dadurch angetriebenen oder gedämpften
Strömungen in elektrisch leitfähigen Fluiden. Die
vorliegenden wissenschaftlichen und industriellen
Erfahrungen auf dem Gebiet der MFD zeitigen be-
reits in weiten Bereichen von Metallurgie, Kristall-
züchtung oder Elektrochemie besondere Wert-
schöpfung.
Maßgeschneiderte Strömungen, die durch geziel-
ten Einsatz elektromagnetischer Felder erzeugt wer-
den können, besitzen ein hohes Potential für die
Metallurgie. Mit ihnen kann eine homogene Vertei-
lung der Legierungskomponenten bei möglichst ho-
hem Anteil von globulitisch erstarrter Schmelze er-
reicht werden. Eine Anlage zur Steuerung des
kolumnar-globulitischen Übergangs während der Er-
starrung wird in Abb.1 vorgestellt.  
Die schmelzflüssige Legierung wird in den Behälter
gegossen. In diesem befindet sich ein zylinderischer
Isolator, auf dem die Elektroden, Kathode (blau) und
Anoden (rot), angeordnet sind. Zwischen der Katho-
de  und den Anoden wird eine Potentialdifferenz an-
gelegt, wodurch es zu einem Stromfluss durch die
Schmelze kommt. Gleichzeitig wird sowohl mit der
Abkühlung der Schmelze, hier in Form einer gerich-
teten Erstarrung, begonnen als auch der Solenoid
(gelb) in Betrieb genommen, der ein statisches Mag-
netfeld  innerhalb des Zylinders generiert. In den Be-
reichen, wo sich der durch das Medium fließende
elektrische Strom und die Magnetflußdichte schnei-
den, wird eine Lorentz-Kraft erzeugt, die die Flüssig-
keit in azimutaler Richtung bewegt, wodurch der ko-
lumnar-globulitische Übergang stimuliert wird. Er-
reicht die Erstarrungsfront eine der Anoden, kommt
es zu einem Anwachsen des Stromes, bei gleichzeiti-
ger Abnahme des Stromes auf der darüber liegenden
Anode. Über einen Regelmechanismus ist für die
automatische Abschaltung derjenigen Anode zu sor-
gen, die sich am nächsten zur Erstarrungsfront be-
findet. 
In einem zweiten Patent wurde eine elektromagneti-
sche Rühranlage für die Durchmischung mehrkom-
ponentiger, elektrisch leitfähiger Metalllegierungen
konzipiert, siehe Abb 2.
Die Einrichtung besteht aus einer ringförmigen Iso-
latorscheibe (grau), auf der ebenfalls  ringförmig ei-
ne Kathode (blau) und eine Anode (rot), angeordnet
sind. Die Kathode und die Anode sind mit einer
Gleichstromquelle verbunden. Die Zuleitungen sind
innerhalb des weißen Stabes untergebracht, der die
Scheibe hält. Beim Eintauchen der Scheibe in den Be-
hälter mit der leitfähigen Flüssigkeit fliesst ein elek-
trischer Strom zwischen Kathode und Anode durch
die Flüssigkeit entlang der Scheibe. Die Wände des
Behälters sind elektrisch isoliert bzw. liegen auf dem
Potential der Anode. Ein konstantes magnetisches
Feld wird durch die mit Gleichstrom gespeiste Spule
(gelb) generiert. Lage und Windungszahl der Spule
hängen von der erforderlichen Größe des magneti-
schen Feldes ab. Wird ein starkes magnetisches Feld
benötigt, muss die Spule außerhalb des Containers
(analog zu Abb. 1) angeordnet werden, um eine hin-
reichende Luftkühlung aufgrund der Joule-Aufhei-
zung zu gewährleisten. An den Stellen, wo das Mag-
netfeld senkrecht zur Richtung des elektrischen
Stromes steht, kommt es zu einer starken Rotations-
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Schematische Darstellung der Platte für das
Rühren von leitfähigen Flüssigkeiten mit inter-
ner Solenoidspule.  
Abb. 2 darunter: 
Räumliche Verteilung der azimuthalen 
(farbig) und meridionalen Geschwindigkeiten
(schwarze Linien).
> Elektromagnetische Strömungsbeeinflussung in Metallurgie und Elektrochemie
Einrichtungen zur gezielten Bewegung 
von elektrisch leitfähigen flüssigen Medien
x
Abb. 1: 
Schematische Darstellung der Anlage
mit gekühltem Boden und geteilter
Anode für das Rühren von flüssigen
Metallschmelzen (hellgrau) bei der
gerichteten Erstarrung (dunkelgrau –
erstarrte Legierung). 
Patent DE 102004044637.B3.
DE 10 2004 044 635.A1. 
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> Patente Ideen aus dem Institut für Holz- und Papiertechnik
Werkstoffe aus 
enzymatisch modifizierten Holzfasern
Seit einiger Zeit halten im Bauwesen ökolo-
gische Dämmplatten aus nachwachsenden Roh-
stoffen Einzug. Hier werden vor allem Holzfasern im
Trocken- oder Nassherstellungsprozess eingesetzt
und zu Matten oder Platten verarbeitet. Besonders
im Trockenverfahren sind für die Herstellung unter-
schiedliche synthetische Bindemittel aus nicht erneu-
erbaren Quellen in Anteilen von 3-20% notwendig.
Für einige Produkte können diese durch ein Nass-
verfahren substituiert werden. Die sich ergebenden
Werkstoffeigenschaften besitzen jedoch nur eine
eingeschränkte Anwendungspalette.
Ziel eines BMBF-geförderten Gemeinschaftsprojek-
tes war es, eine Verbesserung von Werkstoffeigen-
schaften bei Holzfaserplatten, die im Nassverfahren
hergestellt werden, zu erreichen und die technisch-
ökonomischen Bedingungen zu deren Herstellung
zu optimieren.
Für die Eigenschaften der im Nassverfahren produ-
zierten Holzfaserplatten kommen unterschiedliche
Bindemechanismen  zum Tragen. Der Zusammen-
halt lignocelluloser Faserverbände wird durch die
Wirkung koordinativer Kräfte wie den Wasserstoff-
brückenbindungen oder durch die Oberflächenei-
genschaften der Faserstoffe und Haftreibungskräfte
beeinflusst. Weiterhin sind kovalente Bindungen
zwischen den chemischen Komponenten für die
Festigkeit der Faser-Faser-Bindung von Bedeutung. 
In Abhängigkeit von ihrer makro- und mikroskopi-
schen Struktur und ihrer räumlichen Zuordnung
zueinander tragen auch mechanische Verankerun-
gen der Fasern zum Zusammenhalt bei. Schließlich
sind es Bindungen von Faser zu Faser unter der
Mitwirkung klebender holzeigener oder holzfrem-
der Substanzen, die den Zusammenhalt beeinflus-
sen. In der REM-Aufnahme (Abb. 1) ist ein faser-
verbundener Klebfilm nach der Enzymbehandlung
sichtbar.
Durch den Einsatz lignolytischer Enzyme und weite-
rer Hilfsstoffe wurden die Herstellungsparameter
und die Eigenschaften der Werkstoffe positiv beein-
flusst. Die Prozessführung mit integrierter Zugabe
von Enzymlösungen erfolgte ohne wesentliche
Veränderungen der vorhandenen Anlagentechnik.
Die Anzucht des Inokulums kann im flüssigen
Medium (Abb. 2) oder als Feststofffermentation
erfolgen.
Im Ergebnis entstand ein Patent für bindemittelfreie
Faserdämmstoffe und ein Verfahren zu dessen Her-
stellung (EP 1 331 307 A3). In den Untersuchungen
konnten sowohl die eingesetzten Enzymmengen als
auch die Inkubationszeiten erheblich reduziert wer-
den. Es ist hier erstmals gelungen, den Enzymein-
satz in verarbeitungstechnisch relevanten Dimen-
sionen anzuwenden und damit auf die Zugabe von
synthetischen Bindemitteln zu verzichten, ohne
dadurch die Eigenschaften der Werkstoffe zu ver-
schlechtern. Abb. 3 zeigt Dämmstoffe mit verbes-
serten Werkstoffeigenschaften. So können neue
Werkstoffkombinationen, die eine umweltfreundli-
che Herstellung, Nutzung und Entsorgung ermög-
lichen, produziert werden.
Für die Beantragung und Durchführung von For-
schungsprojekten sind eine genaue Patentrecherche
sowie eine intensive Analyse zum Stand der Technik
notwendig. Gelingt dies nicht, kann es durchaus zu
Konflikten mit Patentverwertern angrenzender
Themengebiete sowie dem Fördermittelgeber wäh-
rend der Projektbearbeitung führen. Hierdurch kann
die Projektrealisierung sowie deren Verwertung
gefährdet werden. Aus eigener Erfahrung wissen
wir, dass erteilte Schutzrechte Sicherheit für die Pla-
nung und Durchführung von Investitionen geben. 
Kontakt:
Technische Universität Dresden
Institut für Holz- und Papiertechnik



































Holz zählt als Roh-, Werk- und Baustoff zu den ältesten vom
Menschen genutzten Materialien. Heute werden weltweit 3,5
Milliarden m3 /a (ca. 2,1 Milliarden t/a) an Holz genutzt; mehr als
50% davon in verschiedenen Verarbeitungsformen als Holz-
werkstoff, Konstruktionswerkstoff und Baustoff. Für die Her-
stellung sind weitgehend Kunstharzbindemittel notwendig. Diese
stellen zunehmend eine ökologische und ökonomische Belastung
für Mensch und Umwelt dar. Anzustreben ist die Herstellung von
bindemittelfreien und biologisch abbaubaren Werkstoffen. Die
erforderliche Werkstofffestigkeit wird durch aktivierte stoffeigene
Bindungen und Erhöhung der eigenen bindefähigen Bestandteile
(z.B. Hemicellulosen) unter Verwendung optimaler Rohstoff-
mischungen erreicht. 
Wissenschaftler forschen, prüfen, messen
und entwickeln für Unternehmen, die so
kostengünstig Zugang zu neuesten For-
schungsergebnissen bekommen. So reali-
siert die GWT-TUD GmbH mit ihren 430
Mitarbeitern für ihre Kunden jährlich rund
850 Aufträge. Mehr als 60% der Auftrag-
geber sind kleine und mittlere Unterneh-
men.
Die GWT-TUD GmbH ist ein Unternehmen
der TUDAG-Gruppe.
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Ergebnisse der Hochschulforschung gewin-
nen Wissenschaftspreise, werden in international
renommierten Zeitschriften veröffentlicht. Jedoch in
Bezug auf ihr Marktpotenzial oder gar ihre Markt-
nähe werden sie gerade von kleinen und mittel-
ständischen Unternehmen noch unterschätzt. Als
Quelle „frischer“ Ideen leisten sie ihren Beitrag z.B.
zur Erzielung (temporärer) Monopolstellungen am
Markt. Diese können sich KMU effizient durch Ko-
operationen mit Wissenschaftseinrichtungen er-
schließen. 
Innovationen – Antwort auf Herausforderungen
des Marktes
Patentrechtlich gesicherte freie FuE-Ergebnisse defi-
nieren Alleinstellungsmerkmale für Produkte und
Technologien. Sie stellen zugleich Verbietungs-
rechte für den Wettbewerber dar und sichern ihrem
Inhaber Produktions- und Vertriebsrechte.
Im Wettbewerb um die Sicherung der eigenen
Marktposition, neue Marktanteile und insbesondere
auch den Auf-/Ausbau neuer Märkte übernehmen
Schutzrechte eine Schlüsselfunktion. Die Suche
nach innovativen Technologien mit hohem Kunden-
nutzen aus der Hochschulszene wurde mit der
Gesetzesnovellierung des §42 Arbeitnehmerer-
findungsgesetz (ArbNErfG) seit dem 07.02.2002
auf eine neue Basis gestellt. Den Hochschulen müs-
sen nun alle Erfindungen angezeigt werden. Nach
objektiver Bewertung von Neuheit und Ver-
wertbarkeit legen die Wissenschaftseinrichtungen
durch Anmeldung oder Freigabe den weiteren
Verlauf der Erfindung fest.
Forschen zahlt sich aus
Kein Unternehmen gleicht dem anderen. Jede Bran-
che folgt eigenen Regeln. Grundlage unserer Erfah-
rungen ist die intensive Zusammenarbeit mit unseren
Kunden aus den unterschiedlichsten Branchen aus
Wirtschaft und Wissenschaft.
Die Zukunft vieler Unternehmen liegt in der
Forschung. Nur wer umfassendes Know-how über
alle Wertschöpfungsstufen hinweg einbringt, posi-
tioniert sich langfristig als strategischer Partner zwi-
schen Wissenschaft und Wirtschaft. Gerade an der
Schnittstelle zwischen Wissenschaft und eigenen
Management- und Technologieentscheidungen ha-
ben unsere Kunden einen hohen Kommunikations-,
Beratungs- und Organisationsbedarf. 
SPVA – Dienstleister für innovative KMU
Wir sorgen mit unserer Beratungs- und Bewertungs-
leistung sowie dem interdisziplinären Projektmana-
gement von Transferprojekten für eine innovative
Komplettlösung über die gesamte Wertschöpfungs-
kette des KMU. Die gestellten Markt- und/oder
Kundenanforderungen sind oftmals komplex und
können nicht von einer einzelnen Technologie um-
gesetzt werden. Dabei benötigen KMU in der Regel
die Unterstützung zum Erkennen von Marktpoten-
zialen für FuE-Ergebnisse, bei möglichen Produkt-
applikationen und notwendigen beizustellenden
Dienstleistungen.
Die SPVA agiert als Dienstleister sowohl für den
Bereich der „Wissenschaft“, dem »Generator« von
»Intellectual Property« (IP), vorrangig für die in der
ARGE Patent GbR zusammengeschlossenen Hoch-
schulen und Forschungseinrichtungen Sachsens als
auch als Anbieter von Innovationen, insbesondere
an die deutsche Wirtschaft als Interessent, Um-
setzer und Nutzer der IP.
Das in den mehr als vier Jahren akkumulierte
Patentportfolio enthält Ideen und Patente nahezu
aller Technologiebereiche: Werkstoffwissenschaf-
ten, Mikroelektronik und Mikrosystemtechnik, IT,
Elektrotechnik, Maschinen- und Automobilbau,
Medizin und Medizintechnik, Genforschung und
Biotechnologie sowie Life – Sciences.                
> Patent goes business
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Vorteile & Nutzen für Unternehmen –
Unsere Kompetenz
- Entscheidungshilfen für die strate-
gisch technologische Unterneh-
mensentwicklung (bspw. Entwi-
ckeln und Schützen neuer Produkte;
Erschließen neuer Märkte für beste-
hende Produkte; Fokussieren eige-
ner FuE-Aktivitäten; mögliches Ein-
lizensieren von Know-how)
- Optimale Nutzung des Innovations-
potentials der Erfindung (bspw.
Erfindungsbewertung)
- Optimale Ausnutzung von Schutz-
rechten (IP-Management)
Unser Arbeitsprinzip




- aktuelle Problemstellungen werden
durch die Entwicklung technologi-
scher Innovationen und Trends anti-
zipiert unter Berücksichtigung sich
neu bildender Märkte und ihres
Umfeldes




- wir bieten eine Plattform für Net-
working sowie Projektmanagement
von interdisziplinären Partnern und
die erfolgreiche Umsetzung der
Innovation in den Markt 
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> Neue Märkte mit neuen Technologien. Schutzrechte und Innovationen aus Sachsen:
Antikörper, der die Interaktion von humanem 
Thy-1 (CD90) und dessen Liganden blockiert
Humanes Thy-1 (CD90) ist ein membran-
gebundenes Glykoprotein, das auf der Oberfläche
von Fibroblasten, Nervenzellen, aktivierten mikro-
vaskulären Endothelzellen und einer Subpopulation
von CD34+Blutstammzellen exprimiert wird.
Nach neueren Untersuchungen ist die Wechsel-
wirkung des humanen Thy-1 mit seinen Liganden
(Mac-1 oder avß3) wichtig für Leukozyten bzw.
Melanomzellen bei der Passage von Gefäßwänden.
Dies spricht dafür, dass die Interaktion von huma-
nem Thy-1 mit seinen Liganden eine bedeutende
Rolle bei Entzündungsreaktionen und der Tumor-
metastatasierung spielt. Substanzen, die diese
Interaktion blockieren können, sind daher potentiel-
le Wirkstoffe für die Behandlung von Entzündungs-
krankheiten (wie z.B. Psoriasis, Rheumatoide
Arthritis) und Krebs.
Die vorliegende Erfindung betrifft einen neuartigen
monoklonalen Maus-Anti-Mensch-Antikörper vom
IgG3-Typ und davon abgeleitete Derivate (z.B.
humanisierte Antikörper), die gegen das humane
Thy-1 gerichtet sind. Die Besonderheit des erfin-
dungsgemäßen Antikörpers ist, dass er in der Lage
ist, die Interaktion von humanem Thy-1 (CD90)
und dessen Liganden zu blockieren. Neben dem Ein-
satz des Antikörpers in der Forschung zum Nachweis
und zur Blockierung von humanem Thy-1, kann ein
humanisierter Antikörper dieser Spezifität ebenso
ein potentielles Arzneimittel zur Behandlung von
Entzündungs- bzw. Tumorerkrankungen darstellen.
Zur Erfindung liegt eine deutsche Patentanmeldung
der Universität Leipzig vom 3.12.2004 vor.
Vorteile der Erfindung:
- monoklonaler Antikörper zur Blockade der
Interaktion von humanem Thy-1 (CD90) mit sei-
nen Liganden 
Branchen-/Industrieanwendung:
- Forschung (Nachweis und Blockierung von Thy-1)
- Pharmaindustrie (potentieller therapeutischer
Einsatz humanisierter Antikörper dieser Spezifi-
tät zur Behandlung von Entzündungs- oder
Tumorerkrankungen)                                 
x













Die SPVA - Sächsische Patentverwertungsagentur wurde im Rahmen der Innovations-
offensive und Patentverwertungsinitiative des Bundes geschaffen. Sie nahm ihre
Tätigkeit im November 2001 auf. 
Als Dienstleister rund um das Patent unterstützt sie vor allem die sächsischen
Hochschulen und außeruniversitären Forschungseinrichtungen bei der Bewertung
von Erfindungen, der Anmeldung in Zusammenarbeit mit spezialisierten
Patenanwälten und der kommerziellen Verwertung von Schutzrechtsanmeldungen
am Markt. 
Bisher wurden über 395 Erfindungen und sogenannte 97 Alt- Patente geprüft, rund
250 für eine deutsche Erstanmeldung von Schutzrechten empfohlen und mehr als
70 erfolgreich für die Nutzung in der Applikationsentwicklung und direkt in der
Wirtschaft durch neue Projekte, Lizenzvergaben und Schutzrechtsverkäufe ver-
mittelt.
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Die Erfindung betrifft ein Verfahren zur Dif-
ferenzierung von Mikroorganismen bis auf Subspe-
zies-Ebene mittels Matrix Assisted Laser Desorp-
tion/Ionization Time-of-Flight Massenspektrometrie
(MALDI-TOF MS).
Das Verfahren zeichnet sich durch die Kombination
von: 
- Anzucht der in der Probe enthaltenen Mikroorga-
nismen auf einem spezies-selektivem Medium, 
- MALDI-TOF MS-Analyse der erhaltenen Einzelkul-
turen sowie
- Differenzierung der MALDI-TOF MS-Spektren mit
Hilfe multivarianter statistischer Analyse unter Ver-
wendung unterschiedlicher Clustering-Verfahren
aus. 
Von den kultivierten Mikroorganismen können ohne
weitere Aufarbeitung Peptidmassenspektren mittels
MALDI-TOF aufgenommen werden. Anhand der ma-
thematischen Ähnlichkeitsanalyse dieser mit Ver-
gleichsspektren kann eine Identifizierung und Diffe-
renzierung der Mikroorganismen bis auf die
Subspezies-Ebene in sehr kurzer Zeit erfolgen. Am
Beispiel oraler Streptokokken, die für die Auslösung
von Zahnkaries bedeutend sind, wurden experimen-
telle Protokolle und Analysesoftware entwickelt und
diese bei der Analyse klinischer Isolate, inzwischen
auch anderer Bakterien (z. B. vergründende Strepto-
kokken, Clostridien) erfolgreich eingesetzt. 
Zur Erfindung liegt eine deutsche Patentanmeldung
der Universität Leipzig vom 13.01.2005 vor.
Vorteile der Erfindung:
- schnelle Identifizierung und Differenzierung von
Mikroorganismen (Bakterien und Pilze) bis auf
Subspeziesebene
- keine weitere Aufarbeitung der kultivierten Mikro-




- Diagnostik in Human- und Veterinärmedizin (Dif-
ferenzierung von pathogenen oder fakultativ pa-
thogenen Mikroorganismus-Subspezies)
- Mikrobiologie (z.B. taxonomische Untersuchun-
gen, Kontrolle von Stammsammlungen)          
> Neue Märkte mit neuen Technologien. Schutzrechte und Innovationen aus Sachsen:
Differenzierung von Mikroorganismen 














- Marktstudien, Innovations- 
und Technologieberatung, 
- Gutachten/Prüfung von 
Erfindungen,
- Startegieberatung bei 
der Anmeldung von Erfindungen, 
- Coaching von Gründungsvorhaben
Technologieservice
- Patentrecherchen, 
- Anmeldung von Schutzrechten, 
- Verwertungsmarketing, 
- Verhandlung, Erarbeitung 
sowie Überwachung von
Verwertungsverträgen, 
- Informations- und 
Schulungsveranstaltungen
Leistungen der SPVA - 
Sächsische PatentVerwertungsAgentur:
x
MALDI-TOFS MS-Spektren von Bakterien im Ergebnis einer mathematischen Analyse
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> Neue Märkte mit neuen Technologien. Schutzrechte und Innovationen aus Sachsen:
Implantat zur Behandlung osteochondraler Defekte
und Verfahren zu dessen Herstellung
Die Erfindung betrifft ein Implantat, wel-
ches zur Behandlung von osteochondralen Defek-
ten eingesetzt werden kann, sowie ein Verfahren zu
dessen Herstellung.
Osteochondrale Defekte sind ausgedehnte Defekte
des Gelenkknorpels sowie des direkt darunter be-
findlichen Knochens. Hervorgerufen werden kön-
nen diese durch Arthrose, Verletzungen oder Ver-
schleiß. Eine Möglichkeit der Behandlung dieser
Defekte ist der Einsatz von Implantaten, die aus
natürlichen Geweben oder aus Gewebeersatzmate-
rialien bestehen, die mit Zellen des Patienten besie-
delt werden.
Das erfindungsgemäße biphasische, dabei aber
monolithische Implantat kann an der Grenzfläche
von Knorpel- und Knochengewebe eingesetzt wer-
den. Es besteht aus zwei unterschiedlichen, über-
einander geschichteten, resorbierbaren und porö-
sen Materialkomponenten (einem Knorpelersatz-
und einem Knochenersatz-Anteil), die fest mitein-
ander verbunden sind. Die beiden Materialkompo-
nenten imitieren jeweils die extrazelluläre Matrix
der Zielgewebe und versprechen damit ein gutes
Einheilen sowie vollständige Resorbierbarkeit. Ein
besonderer Vorteil der Erfindung liegt darin, dass
der Knochen- und der Knorpelersatzanteil durch
das Herstellungsverfahren direkt miteinander ver-
bunden sind und dadurch eine feste Verbindung
ohne Soll-Bruchstelle erhalten wird. Bei anderen be-
kannten Lösungen werden z. B. zwei Komponenten
durch Kleben zusammengefügt, was hinsichtlich der
Scherbelastungen im Gelenk ein großes Risiko bein-
haltet. Durch das erfindungsgemäße Verfahren las-
sen sich Implantate in beliebiger Form, Größe und
mit einem individuellen Dicke-Verhältnis von
Knorpel- und Knochenersatzanteil herstellen. Sie
sind porös und können Zell-frei oder in vitro vorbe-
siedelt mit autologen Zellen implantiert werden.
Zur Erfindung liegt eine deutsche Patentanmeldung
der Technischen Universität Dresden vom 7.9.2004
und eine internationale Patentanmeldung vor.
Vorteile der Erfindung:
- Knorpelersatz- und Knochenersatz-Anteil des
Implantates sind direkt miteinander verbunden
(ohne Klebeverbindung als möglicher Bruch-
stelle), dies führt zu erhöhter Resistenz gegenü-
ber Scherbelastungen
- Herstellung von Implantaten in beliebiger Form
und Größe möglich
- Materialien entsprechen weitgehend der Matrix
des natürlichen Knochen- bzw. Knorpelgewebes
Branchen-/Industrieanwendung:
- Medizin/orthopädische Chirurgie (Knorpel-
Knochen-Ersatz zur Behandlung osteochondraler














Aufnahme des Längsschnittes eines 
biphasischen Implantates 
(Vergrößerung 15 x)
1 - Knorpelmatrix, 





(Vergrößerung 1000 x) an 
der Grenzfläche (3) 
zwischen Knorpelmatrix (1) 
und mineralisierter 
Knochenmatrix (2)
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x
Bewegen, Mischen, Trennen, Filtern, Dosieren, Analysieren und Synthetisieren neu erfunden 
Das Bewegen, Mischen, Trennen, Filtern
oder auch Dosieren von kleinsten Mengen und diese
auch entsprechend synthetisieren und analysieren zu
können, wird in vielen Branchen und Anwendungs-
feldern zu einem entscheidenden Produktivitäts- und
Kostenfaktor.
Im Rahmen der Mikrofluidik werden entspr. Metho-
den und (Funktions-)Elemente und Bauteile, wie z.B.
Mikrosensoren und Mikroventile, entwickelt, um Flüs-
sigkeiten auf Längenskalen unterhalb von einem Milli-
meter zu bewegen und zu analysieren. Technische Ba-
sis sind ebenfalls Mikrochips, die an Stelle von
„traditionellen“ bits diese kleinsten Flüssigkeitsmen-
gen verschieben  und als integrierte Mikroprozesso-
ren zu vollständigen Mikrolaboratorien ( „Labs-on-
Chip“-Technologien) für die unterschiedlichsten
Aufgaben (Transport-, Mess-, Prüf- und Analysepro-
zesse) konzipiert werden.
Für die Miniaturisierung der mechanischen Funk-
tionseinheiten und die spezielle Funktionsrealisierung
werden die physikalischen und chemischen Eigen-
schaften von Gelen bzw. Hydrogelen in flexiblen und
physikalisch kontrollierbaren Anordnungen zu den ge-
nannten Mikrofluidikprozessoren, genutzt. Es kom-
men so genannte „smarte“ bzw. „stimuliresponsive“
Hydrogele mit speziellen Sensivitäten, beispielsweise
gegenüber der Temperatur, elektrischen Feldgrößen,
Licht bestimmter Wellenlänge, dem pH- Wert oder
Stoff- und Ionenkonzentrationen zum Einsatz. Oder
auch Gele die andere Medien als Wasser als Quell-
mittel benötigen, und leitfähige Polymere wie ver-
netztes Polythiophen und Polypyrrol. 
Die Erfindung betrifft eine Einrichtung auf Hydrogel-
basis, wie z. B. Ventile, Pumpen, Sensoren oder Ak-
toren, mit einstellbarem Arbeitspunkt bzw. -bereich.
Der Arbeitspunkt bzw. -bereich kann manuell, me-
chanisch oder prozessgesteuert durch Veränderung
des Verhältnisses von Aktor-Ausgangsvolumen und
Aktor-Gesamtvolumen, z.B. durch Veränderung der
Größe der so genannten Aktorkammer geregelt wer-
den. Bei Verwendung von Hydrogelen mit definiert
voneinander abhängigen Mehrfach-Sensitivitäten
kann die Einstellung auch durch Veränderung bzw.
Einstellung einer Umgebungsgröße, wie insbesonde-
re der Temperatur, erfolgen. 
Es wurde so eine hydrogelbasierte Einrichtung ge-
schaffen, die eine nachträgliche Einstellung der
Schalt-, Förder- oder Regeleigenschaften resp. des Ar-
beitspunktes bzw. –bereiches möglich machen. 
Bisher waren die Regeleigenschaften nur in einer Sen-
sivität, dem eingestellten pH- Wert umsetzbar. Die
Einrichtung ermöglicht nunmehr prinzipiell die Ein-
stellung mechanischer und elektronischer Regelei-
genschaften. Sie bilden die Grundlage für program-
mierbare Mikrofluidikprozessoren für eine Vielzahl
unterschiedlichster Anwendungen.
Zum Gegenstandsbereich liegt ein Komplex von
Schutzrechtsanmeldungen vor.
Technische Vorteile der Erfindung:
- Einstellung, Steuerung und Regelung von 
mechanischen und elektronischen Sensivitäten 
- Automatisierung der Steuerung möglich
- Kostensenkung durch Verringerung der 
Fluidvolumina  
- Kostensenkungen durch sparsamsten Umgang 
mit Reagenzien und Proben
- Verkürzte Bereitstellungs-, Misch- und 
Reaktionszeiten
- Verringerter Energiebedarf der 
Prozessdurchführung
- Kürzere System- Antwortzeiten in der 
Analytik oder Prozesskontrolle
Branchen- / Industrieanwendung
- (Human-) Biologie, Pharmazie, Biotechnologie
- Bio- und Medizintechnik, z.B. Feindosierung 
von Medikamenten
- Halbleiter- und Mikrosystemtechnik
- Mess- und Prüftechnik                                    














- hydrogelbasierte Ventile, 
Pumpen 
- hydrogelbasierte Sensoren, 
Aktoren




> Neue Märkte mit neuen Technologien. Schutzrechte und Innovationen aus Sachsen:
Dispersionsverfestigter Titanwerkstoff 
und Verfahren zu seiner Herstellung
Die Erfindung betrifft einen Titanwerk-
stoff und ein Verfahren zur Herstellung eines sol-
chen Titanwerkstoffs. Titanwerkstoffe sind bekann-
termaßen für den Einsatz als Bioimplantate geeig-
net, wobei reines Titan biologisch am besten ver-
träglich ist, jedoch die mechanischen Eigenschaften
noch Defizite aufzeigen, die durch Legierung ver-
bessert werden können. Es ist demnach Aufgabe
der Erfindung einen Titanwerkstoff zur Verfügung
zu stellen, der frei von toxischen Bestandteilen ist
und zudem verbesserte mechanische Eigenschaften
als reines Titan aufweist. 
Die Herstellung des erfindungsgemäßen Titanwerk-
stoffes erfolgt mit Hilfe eines Zweiphasensystems
(Hochenergiemahlen und Spark-Plasma-Sintern).
Dabei wird in dem erst genannten Verfahren das
metallische Titanpulver gemeinsam mit einer orga-
nischen Verbindung (z.B. Dekan, Hexamethylsilan)
einer Hochenergievermahlung in einem gasdichten
Mahlbehälter einer Planetenkugelmühle unterzo-
gen. Dabei werden reaktiv mit Titan Karbide, Boride
und/oder Silizide oder Verbindungen mehrerer
Komponenten in Form von feinsten Dispersoiden
gebildet, die im Titanwerkstoff homogen verteilt
sind. Nur auf diesem Wege lassen sich die be-
sonders vorteilhaften und erfindungsgemäß ge-
wünschten kleinen Größen der einzelnen Disper-
soide erreichen. 
Nach dem Mahlprozess erfolgt eine Hochvakuum-
glühung bei 400° C, um den Wasserstoff zu entfer-
nen. Anschließend wird das erhaltene, geglühte
Pulvergemisch in einer Sinteranlage kompaktiert.
Bei diesem so genannten Spark-Plasma-Sintern
Verfahren bilden sich lokal im Titan – je nach zuge-
setztem Material – Nanoteilchen (<100nm) zum
Beispiel als Silizide, Boride oder Karbide. Diese loka-
len Nanoteilchen behindern die Bildung von
Versetzungen im Titan und sind Ursache für die Er-
höhung der Materialfestigkeit des Zweiphasen-
systems aus Titan und den Dispersoiden (den lokal
gebundenen Nanoteilchen).
Das Handling des Pulvers während der Prozessroute
geschieht unter Argonatmosphäre, gesintert wird
unter Vakuum.
Bei der gesamten Herstellung sollten äußere Fremd-
einflüsse weitestgehend ausgeschlossen werden, um
insbesondere Oxidation zu vermeiden und die che-
mische Umwandlung der eingesetzten organischen
Verbindung nicht in unerwünschter Form zu beein-
flussen.
Zur Erfindung liegt eine Patentanmeldung vom
26.01.2006 vor.
Technische Vorteile der Erfindung:
- Hohe biologische Verträglichkeit,
- Erhöhte Bruchdehnung bis 10%
- Hohe Härte und Festigkeit
Branchen- / Industrieanwendung:
- Herstellung von Implantaten für Human – und Ve-
terinärmedizin                                               
x
Schematische Darstellung der Prozessroute
und des erzielten Gefüges
x
Erzielte mechanische Eigenschaften im
Vergleich zu Reintitan über
Pulvermischungen hergestellte Ti-Werkstoffe;













x mittlere Ti-Korngröße: ~ 360 nm mittlere Dispersoidgröße: ~ 80nm

